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VORWORT 
Österreich und Europa stehen vor großen sicherheitspolitischen Herausforderungen. Die Flüchtlings-

krise, eine Vielzahl an schwelenden Kon�ikten vor den Toren Europas und die Bedrohung durch 

den islamistischen Terror fordern unsere Sicherheitskräfte. Diesen Bedrohungen zu begegnen, erfor-

dert Sachkompetenz, hohes Engagement und insbesondere Vorausschau. Die Sicherheitspolitische 

Jahresvorschau der Direktion für Sicherheitspolitik des Bundesministeriums für Landesverteidigung 

und Sport sammelt in diesem Sinne die Einschätzungen namhafter internationaler, österreichischer 

und ressorteigener Experten und ermöglicht im Zuge einer Zusammenschau eine Risikoanalyse für 

Österreich.

Die hier vorliegenden Analysen zeigen, dass die Verwerfungen an der europäischen Peripherie die 

Sicherheitsvorsorge der Europäischen Union und der europäischen Staaten auch in der absehbaren 

Zukunft bestimmen werden. Neben dem Kon�ikt mit Russland um die Ukraine sind es vor allem die 

zerfallenden und schwachen Staaten im Südosten und Süden der Union, die mit ihren unzureichenden 

zivilen und militärischen Sicherheitsapparaten, mit ihrem fehlenden Gewaltmonopol und ihren defek-

ten Justizsystemen die europäische Sicherheitsstrukturen herausfordern. Das Machtvakuum dort ist 

nicht nur Ursache für Armut, Krieg, Gewalt und Verfolgung, sondern vielfach auch Auslöser der gro-

ßen Flucht- und Migrationsbewegungen nach Europa.

Flucht und Migration in einer Dimension, wie wir sie in diesen Jahren erleben müssen, sind nicht nur 

ein humanitäres Problem. Es gibt hier auch zahlreiche Sicherheitsrisiken, vor allem wenn sich Migrati-

onsströme in schlecht oder nicht kontrollierten Bahnen bewegen. Das Jahr 2015 darf sich daher nicht 

wiederholen. Zu diesem Zweck müssen alle für die Sicherheit der österreichischen Bevölkerung verant-

wortlichen Institutionen aufs Engste kooperieren. Die Leistungen des Bundesheeres umfassen dabei 

Beiträge zur Fluchtursachenbekämpfung im Rahmen internationaler Friedensmissionen, die Unterstüt-

zung beim Schutz der EU-Außengrenzen, die Mitwirkung bei der Regulierung von Migrationsströ-

men entlang der Westbalkanroute sowie die Unterstützung der Polizei beim Schutz der österreichischen 

Staatsgrenze. 

Mit der Weiterverbreitung des politischen Islamismus wird auch die Terrorbedrohung in Westeuropa 

eher zu- als abnehmen. Militärische Erfolge gegen die Terrormiliz „Islamischer Staat“ werden deren 

Bemühungen verstärken, Einzeltäter und Kleingruppen ohne Einbindung aufwändiger organisatori-

scher Netzwerke zu Anschlägen in Westeuropa zu motivieren. Dadurch entwickelt sich die Terrorbedro-

hung zu einer massiven Herausforderung auch für Österreich. Bei deren Bewältigung kommt dem Bun-

desheer die Aufgabe zu, das entsprechende Lagebild im gesamtstaatlichen Verbund bereitzustellen sowie 

Truppen für den Schutz kritischer Infrastruktur und bei großen Schadenslagen zum Schutz der Bevöl-

kerung und ihrer Lebensgrundlagen verfügbar zu haben und wenn erforderlich einzusetzen. 
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MAG. HANS PETER DOSKOZIL
Bundesminister

Cyber-Attacken gefährden in immer vielfältigerer Weise die Stabilität von Staaten. Die dem Bundesheer 

zugeordnete Cyber-Verteidigung und der Schutz der kritischen Infrastruktur, der auch die Cyber-Dimen-

sion umfasst, sind bereits jetzt ein unverzichtbarer Bestandteil des neuen Krisenmanagements Öster-

reichs. Deren Ausbau ist ein essenzieller Beitrag der Modernisierungspläne des Österreichischen Bundes-

heeres. Diese umfassen die Aufstellung eines 1350 Personen umfassenden Cyber-Kommandos, dabei die 

Anstellung von 350 zusätzlichen IT-Spezialisten sowie Investitionen von mindestens 46 Millionen Euro 

in Ausrüstung und von bis zu 13,5 Millionen Euro in die Infrastruktur. 

Um den Herausforderungen für die Sicherheit Österreichs e�zient begegnen zu können, hat die Bun-

desregierung im September 2016 ein umfassendes Sicherheitspaket vorgelegt. Damit soll Österreichs 

Sicherheitsvorsorge an die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts angepasst werden. Eine konsequente 

Umsetzung vorausgesetzt, wäre dies wohl die größte Sicherheitsreform seit dem Ende des Kalten Krieges.

Im Wesentlichen geht es im Sicherheitspaket um eine klare Aufgabenzuordnung an Bundesheer und 

Polizei, um eine Anpassung der gesamtstaatlichen Sicherheitsstrukturen und um die Scha�ung der erfor-

derlichen gesetzlichen Grundlagen. Die militärische Landesverteidigung wird auf die neuen hybriden 

Bedrohungen, Terrorismusabwehr inklusive Massenvernichtungswa�en, Cyber-Verteidigung und Schutz 

der Lebensgrundlagen der Bevölkerung ausgerichtet. Daneben wird es weiterhin das gesamte Spektrum 

der Assistenzeinsätze des Bundesheeres insbesondere zur Grenzsicherung und Katastrophenhilfe geben.

Zwischen der zeitlich begrenzten Assistenzleistung und dem Fall der Landesverteidigung soll dem Bun-

desheer verfassungsmäßig ein drittes Aufgabenfeld zugeordnet werden. Das sind Einsätze im Rahmen 

der Inneren Sicherheit, die das Bundesheer entweder aufgrund seiner Ausrüstung und Ausbildung oder 

zur Entlastung der Sicherheitsbehörden schon seit längerem de facto übernommen hat. Dazu zählt auch 

der Schutz kritischer Infrastrukturen, bei dem die Miliz eine tragende Rolle spielt. 

Für besondere Risikolagen wird ein Sicherheitskabinett gescha�en, dem auch ein gesamtstaatliches Lage-

zentrum zur Zusammenführung aller relevanten Informationen zur Verfügung stehen wird. Im Sicher-

heitskabinett sollen e�ektive und rasche Entscheidungen getro�en, aber auch eine vorausschauende, 

gesamtstaatliche Sicherheitspolitik für Österreich gestaltet werden.

Bedanken möchte ich mich bei den Autorinnen und Autoren dieser Jahresvorschau, die hier mit ihrer 

Expertise zur Weiterentwicklung des sicherheitspolitischen Bewusstseins beitragen, aber auch bei den 

Mitarbeitern des Büros für Sicherheitspolitik für die professionelle Betreuung einer Publikation, die sich 

gleichermaßen an Fachleute, Diplomaten, politische und militärische Entscheidungsträger, Journalisten 

und an die interessierte Ö�entlichkeit richtet.



10  Sicherheitspolitische Jahresvorschau 2017

„Nie zuvor ist Europa so wohlhabend, so sicher und so frei gewesen. Die Gewalt der ersten Hälfte des 20. Jahr-

hunderts ist einer in der europäischen Geschichte beispiellosen Periode des Friedens und der Stabilität gewichen.“ 

Nichts könnte die Verschlechterung der europäischen Sicherheitslage klarer beschreiben als dieser erste 

Satz der Europäischen Sicherheitsstrategie aus dem Jahr 2003. War man damals der Meinung, dass alle 

Staaten in der europäischen Nachbarschaft so werden wollen wie die EU und dass man von einem Ring 

von befreundeten und stabilen Staaten umgeben sei, gilt es heute vielmehr zu verhindern, dass die Kon-

�iktherde rund um die EU zu einem Flächenbrand zusammenwachsen und die innere Stabilität der EU-

Staaten gefährden.

2017 ist die Welt ein unsicherer Ort geworden, Europa ist in eine existentielle Krise geschlittert und Öster-

reichs Sicherheit damit erstmals wieder unmittelbar mit sicherheitspolitischen Herausforderungen konfron-

tiert. Worauf muss sich Österreich 2017 einstellen? Internationale, österreichische und ressorteigene Experten 

analysieren die in den nächsten 12 bis 18 Monaten erwartbaren Entwicklungen internationaler Organisatio-

nen, wichtiger Regionen und Staaten sowie konkreter Kon�ikte und der Konsequenzen für Österreich. 

Die Direktion für Sicherheitspolitik wendet sich mit dieser nunmehr bereits das dritte Jahr in Folge 

erscheinenden Publikation direkt an politische und militärische Entscheidungsträger, Diplomaten und 

Fachleute sowie an Journalisten und interessierte Ö�entlichkeit. So soll zur Weiterentwicklung des sicher-

heitspolitischen Bewusstseins und zu einer verbesserten Einsicht in die Notwendigkeiten einer zeitgemä-

ßen militärischen Sicherheitsvorsorge beigetragen werden. Die Inhalte der einzelnen Beiträge geben die 

persönliche Einschätzung der Experten wieder und entsprechen nicht notwendigerweise den Positionen 

des Bundesministeriums für Landesverteidigung und Sport.

Die Analysen der Experten werden zu einem „Trendszenario 2017“, also einem Referenzrahmen für die öster-

reichische Sicherheits- und Verteidigungspolitik verdichtet. Das aktuelle Trendszenario 2017 weist wenig 

überraschend eine erhebliche Verschlechterung der sicherheitspolitischen Umfeldentwicklung auf, und das 

Maß der Unsicherheit ist drastisch gestiegen. Die kontinuierlich abnehmende sicherheitspolitische Hand-

lungs- und Stabilisierungsfähigkeit des Westens und insbesondere der EU hat nicht nur eine Befriedung der 

Kon�ikte an der europäischen Peripherie verhindert. Vielmehr beginnen die transnationalen Auswirkungen 

dieser Kon�ikte zunehmend die innere Stabilität und Sicherheit von EU-Staaten zu beeinträchtigen. 

Die zentralen Herausforderungen für die österreichische Sicherheitspolitik sind im Jahr 2017 der sich wei-

ter ausdi�erenzierende internationale Terrorismus, der anhaltende Migrationsdruck, die steigenden Risi-

ken im Cyber-Bereich sowie die sich einer externen Steuerbarkeit zunehmend entziehenden regionalen 

Kon�ikte in der Nachbarschaft.

EINLEITUNG 
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GENERALMAJOR DR. JOHANN FRANK
Leiter der Direktion 

für Sicherheitspolitik im BMLVS

Zur Bewältigung dieser neuen Herausforderungen hat die Bundesregierung im September 2016 ein 

umfassendes Sicherheitspaket vorgelegt. Dabei geht es um eine klare Aufgabenzuordnung an Bundesheer 

und Polizei, um die Anpassung der gesamtstaatlichen Sicherheitsstrukturen sowie um die Scha�ung der 

erforderlichen gesetzlichen Grundlagen. Im Falle einer konsequenten Umsetzung bringt dieses Sicherheits-

paket die wohl größte Sicherheitsreform seit dem Ende des Kalten Krieges. Dem Österreichischen Bun-

desheer wurden dabei von der Politik umfassende Aufgaben im In- und Ausland zugeordnet. Dazu gehö-

ren der Schutz der gesamten kritischen Infrastruktur, Beiträge zur erweiterten Katastrophenvorsorge, die 

Gefahrenabwehr aus der Luft, eine interessensgeleitete Anpassung des internationalen Engagements auf 

hohem Niveau und der Schutz der Außengrenzen der EU.

Die Migrationskrise der vergangenen Jahre hat auch gezeigt, dass die EU versagen kann, wenn es um die 

Bewältigung von fundamentalen Herausforderungen für zumindest einige EU Mitgliedstaaten oder um 

Einhaltung des gemeinsamen EU-Rechtsbestandes wie im Falle des Schengen-Systems geht. In einer nicht 

handlungsfähigen EU muss Österreich daher dort, wo es um vitale Interessen geht, auf sich alleine gestellt 

handlungsfähig sein und wo immer möglich, Partner innerhalb aber auch außerhalb der EU suchen. 

Wesentliche Folgerungen für die österreichische Sicherheitspolitik im erwartbaren Trendszenario 2017 

sind:

•	 Steigerung des realen Sicherheitsnutzens des Österreichischen Bundesheeres im Sinne der Erwar-

tungshaltung der österreichischen Bevölkerung durch Erbringung konkreter Sicherheitsleistungen 

und Verbreiterung der Aufgabenwahrnehmung im Inland

•	 Ausbau der nationalen Verteidigungsfähigkeit gegenüber hybriden Bedrohungen

•	 Weiterentwicklung der Kooperation mit zentraleuropäischen Nachbarn

•	 Fokussierung des internationalen Engagements auf den Schutz der Außengrenzen der EU und auf die 

Ursachenbekämpfung von Migration und Terrorismus

•	 Signi�kante Verbesserung der Fähigkeiten zur Cyber-Verteidigung einschließlich des Cyber-Schutzes 

kritischer Infrastrukturen

•	 Konsequente Umsetzung des Sicherheitspaketes der Bundesregierung.

In Verbindung mit der seit langem erstmaligen Erhöhung des Verteidigungsbudgets stellt das Jahr 2016 

eine Trendumkehr in der österreichischen Verteidigungspolitik dar. Entscheidend wird im Jahr 2017 sein, 

dass die eingeschlagenen Reformen und Vorhaben konsequent umgesetzt werden und das Momentum 

aufrecht erhalten wird.
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TRENDSZENARIO 2017 
FÜR ÖSTERREICHS  
SICHERHEITS- UND   
VERTEIDIGUNGSPOLITIK
Johann Frank und Gustav E. Gustenau 

Das analytische Modell, das der aktuellen Beurteilung des sicherheitspolitischen Umfel-
des Österreichs zu Grunde liegt, wurde vom Bundesministerium für Landesverteidigung 

und Sport (BMLVS) im Jahr 2012 entwickelt. Es wird im Zuge eines permanenten Monito-
ringprozesses im Hinblick auf die erwartbaren wie auch alternativen Entwicklungen bewer-
tet und weiterentwickelt.

Österreich befand sich im Jahr 2012 noch in 

einem weitgehend stabilen und sicheren Umfeld, 

und es war mit keinerlei unmittelbaren strategi-

schen Herausforderungen für die nationale Sicher-

heit konfrontiert. Die damaligen Annahmen über 

die zukünftige Entwicklung gingen zwar von 

einem zunehmend kon�iktiven Umfeld insbeson-

dere für Europa, aber auch für Österreich aus. Im 

Unterschied zur aktuell absehbaren Entwicklung 

konnte man aber erwarten, dass die EU zügig wei-

tere Schritte zur Sicherstellung einer leistungsfä-

higen Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidi-



Sicherheitspolitische Jahresvorschau 2017  15

gungspolitik (GSVP) setzen würde, dass die USA 

den Schutzschirm über Europa erhalten und dass 

sich die Beziehungen zu Russland grundsätzlich 

kooperativ gestalten werden.

Das aktuelle Trendszenario 2017 weist nun-

mehr jedoch eine erhebliche Verschlechterung der 

sicherheitspolitischen Umfeldentwicklung auf, 

und das Maß der Unsicherheit ist drastisch gestie-

gen. Zu konstatieren ist wie schon im Vorjahr, 

dass das Trendszenario 2017 vor allem deshalb 

deutlich aus dem bislang gültigen Erwartungs-

raum hinausweist, weil sich die Handlungsfähig-

keit der EU weiter drastisch verschlechtert hat und 

die USA als globaler sicherheitspolitischer Akteur 

in ihrer strategischen Grundorientierung sowie 

in ihrer Transatlantikpolitik schwer zu bestim-

men sind. Die kontinuierlich abnehmende sicher-

heitspolitische Handlungs- und Stabilisierungs-

fähigkeit des Westens – und insbesondere der EU 

– hat nicht nur eine Befriedung der Kon�ikte an 

der europäischen Peripherie verhindert. Vielmehr 

beginnen die transnationalen Auswirkungen die-

ser Kon�ikte zunehmend die innere Stabilität von 

EU-Staaten zu beeinträchtigen. 

Die zentralen Herausforderungen für die öster-

reichische Sicherheitspolitik sind im Jahr 2017 

der sich weiter ausdi�erenzierende internatio-

nale Terrorismus, der anhaltende Migrations-

druck, die steigenden Risiken im Cyber-Bereich 

sowie die sich einer externen Steuerbarkeit zuneh-

mend entziehenden regionalen Kon�ikte in der 

Nachbarschaft. 

Gegenwartsraum

Erwartungsraum

LEISTUNGS-
FÄHIGE GSVP 
IM DIENSTE 
DER UN

2012

DESINTEGRATION 
DER EU ERNEUERTE

TRANSATLANTISCHE
PARTNERSCHAFT

REGIONALE 
MACHT EU IN 
EINER MULTI-
POLAREN WELT

KERNEUROPA 
IN EINEM 

KONFLIKTIVEN 
UMFELD

ZIVILMACHT 
EUROPA

WELTORDNUNG

KONFRONTATIVKOOPERATIV

USA EUROPAS
HEGEMON

DARSTELLUNG DER SICHERHEITSPOLITISCHEN UMFELDSZENARIEN
AUS DER SICHT VON 2011

MARGINALISIERUNG 
DER EU

EU HANDLUNGSFÄHIG

EU EINGESCHRÄNKT HANDLUNGSFÄHIG

TREND-
SZENARIO 

2015

TREND-
SZENARIO 

2016

?

?
TREND-

SZENARIO 
2017

?

Das Trendszenario 2016 basiert auf umfangreichen Vorarbeiten der Direktion für Sicherheitspolitik im Bundesministerium für Landesvertei-
digung und Sport aus dem Jahr 2011 (Gegenwartsraum). Es stellt eine konsequente Weiterentwicklung der Trendszenarien der vergange-
nen Jahre dar und beobachtet die sicherheits- und verteidigungspolitische Umfeldentwicklung innerhalb des projizierten Szenarioraumes.
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Die absehbaren Trends in den bestimmenden Faktoren weisen in einen Szena-
rienraum, der von folgenden wesentlichen Entwicklungen gekennzeichnet ist: 

wie auch auf dem Westbalkan wird das Ent-

schärfen der bestehenden Konf likte nur 

mit erheblichem Stabilisierungsaufwand zu 

bewerkstelligen sein. Der Ukrainekonf likt 

kann bestenfalls als Frozen Conf lict einge-

dämmt werden. Eine Konf liktlösung ist nicht 

in Sicht. 

Die Türkei wird auf absehbare Zeit zum Aus-

gangspunkt von Instabilität und für Europa 

ein Problemfall und weniger ein Partner zur 

gemeinsamen Lösung von Herausforderungen 

werden. Mit der angedrohten Aufkündigung 

bzw. einem Scheitern des EU-Türkeiabkom-

mens zur Bewältigung der Migrationskrise 

ginge eine weitere Welle der Massenmigration 

nach Österreich und eine weitere Phase der 

Destabilisierung Europas einher. Faktisch ist 

die Türkei aber ökonomisch sehr angespannt 

und deutlich mehr von Europa abhängig, als 

sich dieses bewusst ist. Die Ankündigung, 

territoriale Ansprüche in der Region zu stel-

len, ist durch diese ökonomische Überdeh-

nung begründet, sie wirkt aber auch destabili-

sierend über das unmittelbare Umfeld hinaus.

Das Verhältnis zwischen Russland und 

dem Westen ist auf Sicht nachhaltig beschä-

digt und kann im günstigsten Fall, das wäre 

infolge einer schrittweisen Aufhebung der 

Sanktionen, nur auf Basis eines neuen nach-

haltigen Beziehungsmodells verbessert wer-

den. Derzeit wird aber nicht einmal an den 

Grundlagen dafür gearbeitet. Angesichts 

der Ukrainekrise, der wiederaufgenommen 

Kämpfe um Bergkarabach und des laten-

Der generelle Trend in Richtung eines kon-

frontativen globalen Umfeldes bestätigt sich.

Auf Sicht tragen sowohl eine sich verstär-

kende Multipolarität der globalen Ordnung 

als auch eine zunehmende Dysfunktionali-

tät von internationalen Organisationen zum 

Verlust von Ordnung, zunehmend begleitet 

von bewaffneten Konf likten, bei. Bestehende 

Regime des Internationalen Rechtes verlie-

ren im Zuge dessen massiv an Bedeutung und 

werden durch faktische und interpretative 

Ordnungsmuster ersetzt. Dies geht einher mit 

temporären Koalitionen unterschiedlicher 

Akteure und Mächte anhand von kurzfristi-

gen Interessenlagen.

Das Umfeld Europas bleibt hoch konf lik-

tiv, wobei aus heutiger Sicht mehr Indikato-

ren auf weitere Eskalation weisen, vor allem 

im Nahen Osten und in Afrika. In Ägyp-

ten nehmen die sozioökonomischen Verwer-

fungen zu, und das Risiko, dass der Macht-

transfer in Algerien zu einer Desintegration 

des Landes führen kann, ist sehr hoch. Nige-

ria droht durch den weitgehenden Rückgang 

von Einnahmen in seiner staatlichen Funkti-

onalität zu zerfallen, was weitere bewaffnete 

Konf likte und umfangreiche regionale Desta-

bilisierungen vor allem durch massive Migra-

tionsströme hervorrufen könnte. Der Kampf 

um die regionale Vorherrschaft zwischen dem 

Iran und Saudi-Arabien stellt auf Grund sei-

ner weitreichenden Auswirkungen für Europa 

eine wesentliche strategische Besorgnis dar. 

In Osteuropa bzw. der Schwarzmeerregion 
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ten Konf liktpotenzials in Zentralasien wird 

der Großraum der Gemeinschaft Unabhän-

giger Staaten (GUS) in eine verzögerte Phase 

der politischen Neuorientierung, der Neu-

bewertung des sowjetischen Erbes sowie der 

Formung neuer postsowjetischer politischer 

Identitäten eintreten. Für das kommende 

Jahrzehnt ist eine weitere Konf liktintensi-

vierung in der gesamten Region zu erwar-

ten. Die Wirtschaftslage Russlands lässt keine 

nachhaltigen expansiven Aktivitäten zu; diese 

dienen aber kurzfristigen innenpolitischen 

Interessen des Regimes.

Die Bewertung der NATO – und der NATO-

Führungsmacht USA – hinsichtlich ihres Bei-

trages zu einer gesamteuropäischen Sicher-

heitsordnung fällt aus österreichischer Sicht 

ambivalent aus. Positiv sind die Beiträge der 

Allianz zur Sicherstellung einer gesamteuro-

päischen Grundstabilität, zur Stabilisierung 

des Westbalkans und zur Sicherung der euro-

päischen Seegrenzen sowie zum Resilienz-

aufbau in der europäischen Nachbarschaft. 

Solange das Verhältnis zu Russland nicht 

auf eine kooperative Basis gestellt wird, blei-

ben zumindest in den nördlichen und östli-

chen NATO-Ländern die Weichen auf Bünd-

nisverteidigung gestellt, was wiederum zur 

Eskalation beiträgt und nach einem starken 

US-Engagement in Europa verlangt. Je weni-

ger die EU-Mitgliedstaaten in der Lage sind, 

gemeinsame europäische Interessen zu arti-

kulieren und diese auch entsprechend effektiv 

zu verfolgen, desto mehr öffnen sich für die 

USA und andere außereuropäische Akteure 

Chancen, ihre eigenen Ordnungsvorstellun-

gen in Europa zu implementieren. Damit 

wird aber auch allen Bemühungen um eine 

Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 

der EU (GASP), die über ein Mindestmaß an 

strategischer Autonomie verfügt, der Boden 

entzogen. Ob dies mit der Wahl von Donald 

Trump zum US-Präsidenten auch so bleiben 

wird, ist abzuwarten. 

Die nicht abgeschlossenen Kon�iktkonstellati-

onen und Transformationsprozesse am West-

balkan erfordern eine fortgesetzte militärische 

Stabilisierungspräsenz von EU und NATO. 

Zunehmende Sorge bereiten die politischen 

Spannungen zwischen einzelnen Staaten des 

Westbalkans, die schwachen politischen Insti-

tutionen, die anhaltenden sozioökonomischen 

Probleme, die erkennbare Ost- und Türkeio-

rientierung sowie der Ein�ussgewinn radikal-

islamistischer Kräfte, mit dem eine Erosion 

des „Euro-Islam“ einhergeht.

Das konf liktive und instabile Umfeld Euro-

pas wird in absehbarer Zeit nicht nur an der 

innereuropäischen Peripherie destabilisie-

rende Tendenzen verursachen, sondern hat 

längst die Zentren Westeuropas erreicht. Die 

Massenmigration selbst wird andauern, und 

Europa wird dauerhaft mit einer multidimen-

sionalen Bedrohung durch den Terrorismus 

konfrontiert sein.

Die zunehmenden globalisierungsbedingten Ver-

netzungen moderner europäischer Gesellschaf-

ten insbesondere im Cyber- und Finanzbereich 

bilden ständig wachsende Verwundbarkeiten, die 

mehr und mehr auch zur Durchsetzung politi-

scher Zielsetzungen genutzt werden. Besondere 

Besorgnis bereitet der Umstand, dass 2017 die 

größte Kreditblase mit einem noch nie dagewese-

nen Verschuldungsstand erreicht ist.
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Die Entwicklungsperspektiven der EU sind 

düster. Fortsetzen dürfte sich die Handlungs-

schwäche der EU, trotz oder wegen der gro-

ßen Unsicherheiten gerade in Bezug auf die 

multiple Krise (politische, wirtschaftliche 

und Führungskrise), die durch den Brexit 

und die anstehenden Wahlen v.a. in Deutsch-

land und Frankreich fortdauern wird oder 

sogar zu einer weiteren Desintegration der 

EU führen kann.

Sicherheitspolitische Ereignisse und Ent-

scheidungen sind nach wie vor auch stark von 

(geo)ökonomischen Faktoren geprägt. Einer-

seits wird der Handlungsspielraum entwi-

ckelter Staaten durch die anhaltenden Bud-

getrestriktionen – die trotz geringfügiger und 

vermutlich kurzfristiger Zuwächse im Vertei-

digungsbereich bestehen bleiben – nachhal-

tig eingeschränkt, andererseits wirken Effekte 

globalisierter Wirtschafts- und Finanzaktivi-

täten überwiegend negativ auf die Entwick-

lung von Krisenregionen. Flucht, Migration 

und bewaffnete Aufstände sowie Terror wer-

den durch die weiter auseinander driftende 

Wohlstandsverteilung zwischen Zentren und 

Peripherie und den gleichzeitigen Verlust 

von Boden, Wasser und Grundnahrungsmit-

teln sowie die extensive Bewirtschaftung von 

Rohstoffen ausgelöst bzw. verstärkt. Große 

Kapitalakkumulationen v.a. in Asien führen 

aufgrund der negativen Erwartungshaltun-

gen nicht wie im Vergleichszeitraum davor zu 

Investitionen und Wachstum in neuen Märk-

ten. Im Gegenteil ist eine neue Form der 

Verarmung weiter Schichten von vor allem 

Alten und Jugendlichen in Entwicklung- und 

Transformationsländern beobachtbar, die 

deren Motivation für die Unterstützung radi-

kaler Ideologien und Religionen erklärt. Die 

überwiegend negativen Effekte der nahezu 

vollständigen sozialen und ökonomischen 

Globalisierung (weitgehend ohne politische 

Kontrolle) könnten durch die Abkehr von 

transkontinentalen Wirtschaftsabkommen im 

Gefolge der Wahl in den USA leicht rückläu-

fig und lokal Arbeitsplätze generierend wir-

ken. Eine tatsächliche Trendumkehr zu regi-

onalen Wirtschaftsräumen, wie vielfach als 

positives Korrektiv vorgeschlagen, ist dadurch 

aber noch nicht absehbar.
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mehr nachlassen, wenn die USA diese nicht 

mehr als wesentliches Instrument zur Auf-

rechterhaltung ihres globalen Einf lusses 

sehen.

Im Umfeld Europas könnte bei einem weite-

ren Rückzug der USA die Desintegration von 

Staaten und Regionen zunehmen. Dass dies mit 

weiteren schweren bewa�neten Kon�ikten im 

Nahen Osten und in Nordafrika einhergehen 

würde, kann erwartet werden. Insbesondere Prä-

sident Recep Tayyip Erdogan könnte für sei-

nen autoritären islamistischen Umbau der Tür-

kei mehr Handlungsspielraum von der neuen 

US-Administration bekommen, gegebenen-

falls für den Preis einer mit Russland gemeinsa-

men Lösung der Syrienfrage. Sollten die USA ihr 

Engagement in der Golfregion reduzieren, würde 

dies zu einer Zunahme der Rivalität zwischen 

dem Iran und Saudi-Arabien führen, und ein 

nuklearer Wettlauf zwischen diesen beiden Staa-

ten könnte eingeläutet werden. 

Das Verhältnis der USA zu Russland könnte in 

bilateraler Weise zu einem Interessensausgleich 

und einer Normalisierung der Beziehungen füh-

ren, was zu einer weiteren Marginalisierung der 

EU-Staaten führen würde. Für Präsident Wla-

dimir Putin könnte dies zu einem seine Macht 

weiter stabilisierenden Faktor werden, zumal die 

Energiepreise tendenziell weiter steigen dürf-

ten. Für die Ukraine stünden in diesem Fall die 

Zeichen schlecht, denn Kiew müsste seine bis-

lang von den USA unterstützen Ambitionen in 

Bezug auf die Herauslösung aus dem russischen 

Ein�ussbereich aufgeben. Auch wenn die rasche 

Aufhebung der Sanktionen im US-Kongress 

scheitern dürfte, so könnte dies doch wiederum 

die Ambitionen jener EU-Staaten unterstützen, 

die sich ohnedies für eine schrittweise Aufhe-

bung der Sanktionen einsetzen. Eine Annähe-

rung zwischen den USA und Russland könnte 

sich positiv auf den Westbalkan auswirken, wenn 

dadurch die russische Unterstützung für antieu-

ropäische Gruppierungen minimiert würde.

Radikal-islamistische Gruppierungen könnten 

versuchen, den neuen US-Präsidenten durch Ter-

roranschläge herauszufordern und „überzogene“ 

Gegenmaßnahmen zu provozieren.

Die  USA werden zwar die Führungsrolle in der 

NATO  behalten wollen, aber wesentlich mehr 

Engagement von den Alliierten einfordern. Ein 

reduziertes Engagement in Europa dürfte aller-

dings einen Interessensausgleich der USA mit 

Russland voraussetzen, um so auch den steigen-

den Kostendruck, der derzeit beim Aufbau der 

beabsichtigten Verteidigungskapazitäten im Ent-

stehen begri�en ist, wieder abzufangen. So die 

USA an den Grundfunktionalitäten der NATO 

festhalten, werden sie auch weiterhin Ambitio-

nen der Europäer in Richtung einer umfassenden 

und autonomen Verteidigungskapazität als Maß-

nahme zur Unterminierung der NATO werten. 

Eine völlig neue Lage entstünde, wenn die USA 

der NATO im Rahmen eines Interessensaus-

gleichs mit Russland und/oder einer substan-

ziellen Reduktion von Beistandsgarantien an die 

europäischen Alliierten ihre Substanz entziehen 

würden. Dies hätte wahrscheinlich eine völlige 

Reorganisation der europäischen Sicherheitsar-

chitektur zur Folge. Erste Überlegungen im Ver-

einigten Königreich, in diesem Falle wesentlich 

mehr Unabhängigkeit im Bereich von Fähigkei-

ten und Rüstung gegenüber den USA zu erlan-

gen, weisen in diese Richtung. Dies würde trotz 



Sicherheitspolitische Jahresvorschau 2017  21

Brexit zu einem völligen Überdenken bisheri-

ger britischer Positionen in Bezug auf eine euro-

päische Verteidigungsfähigkeit führen. Wurde 

dies bislang konsequent verhindert, könnte eine 

engere europäische Verteidigungszusammenar-

beit nun – aufgrund des Brexit aber außerhalb 

der EU – eine neue Option sein.  

Eine massives Disengagement der USA im 

Nahen Osten und der damit einhergehenden 

weiteren Desintegration der Region dürfte den 

Druck auf Europa aufgrund der vielfältigen 

Folgen wie Massenmigration, Terrorismus, aber 

zunehmend auch wirtschaftliche Verwerfungen 

massiv erhöhen. 

Die Entwicklung der EU könnte sich vor die-

sem Hintergrund deutlich dynamisieren. Zum 

einen würden sich die negativen Entwicklun-

gen wie die weitere Desintegration der EU, ihre 

Marginalisierung, das kon�iktive Umfeld, Mas-

senmigration und Terror drastisch verschär-

fen. Zum anderen könnte sich im Unterschied 

zur gängigen Erwartungshaltung, dass das Jahr 

2017 aufgrund der Wahlen in Deutschland und 

Frankreich, aber auch aufgrund der Brexit-Ver-

handlungen ein Jahr der weiteren Stagnation sein 

würde, ein Handlungsbedarf ergeben, der rasch 

zu tiefgreifenden Veränderungen vor allem der 

europäischen politischen und Sicherheitsarchi-

tektur führen könnte.

Gerade in letzterem Punkt liegen die größte 

Unsicherheit und auch die größte Relevanz für 

die österreichische Sicherheitspolitik. Grundsätz-

lich weisen alle Indikatoren in eine Richtung, 

die zu massiven Investitionen in die europäi-

sche Sicherheit führen müsste. In welchen Berei-

chen, Verteidigungs- oder Interventionsfähig-

keit, in welchem Rahmen, NATO, EU oder über 

Mechanismen außerhalb der EU, und in wel-

chem Ausmaß ist allerdings weitgehend o�en. 

Ein entscheidender – allerdings wenig wahrschein-

licher – Fortschritt wäre, wenn die EU-Staaten im 

Verteidigungsbereich nicht nur kooperierten, son-

dern zu einer Integration ihrer Fähigkeiten und 

Strukturen bereit wären. Insbesondere für klei-

nere Staaten wäre damit die Chance auf eine klare 

militärische Rollenspezialisierung gegeben. Damit 

könnte das politische Gewicht gerade von kleine-

ren Staaten erhalten, wenn nicht sogar gesteigert 

werden. Wahrscheinlicher ist aber eine Weiterent-

wicklung der militärischen Kooperationen zwi-

schen Staaten mit ähnlichen Sicherheitsinteressen 

ohne Aufgabe nationaler Souveränität. Das wie-

derentdeckte Konzept der Permanent Strukturier-

ten Zusammenarbeit der EU oder das Framework 

Nation Concept der NATO bieten hierfür einen 

möglichen Rahmen. Man wird sehen, ob sich um 

den unverzichtbaren deutsch-französischen Kern 

eine Gruppe von Staaten �ndet, die den Weg einer 

vertieften Streitkräfteintegration zu gehen bereit 

ist.       

Sollte es also zu einer nennenswerten eigenstän-

digen europäischen Verteidigungsfähigkeit kom-

men, müsste die Türe für eine transatlantische 

Kooperation o�en gehalten werden. Eigenstän-

dige Verteidigungsfähigkeiten erö�nen der EU 

strategische Handlungsfähigkeit und scha�en 

die Voraussetzungen für eine transatlantische 

Partnerschaft.  

Zusammengefasst steht Österreich in den kom-

menden Jahren vor mehreren durchaus unter-

schiedlichen Umfeldentwicklungen, die im Kern 

wie folgt zusammengefasst werden können: 
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Worst Case: Die USA vermindern ihr Engagement und ihre Verantwortung in Allianzen und 

internationalen Organisationen, es kommt zu einem Funktionsverlust der NATO, die Desintegra-

tion der EU schreitet voran, etwa nach einem Rückzug eines von Marine Le Pen geführten Frank-

reichs aus der EU, mehrere nationalistisch geführte Staaten verhindern europäische Lösungen und 

eine vertiefte Zusammenarbeit in Verteidigungsfragen, gleichzeitig steigt der Außendruck auf die 

EU in Folge eskalierender regionaler Kon�ikte, der Ausweitung des Terrorismus und einer neuen 

massiven Migrationswelle etwa in Folge des Scheiterns des EU-Türkei-Deals.

Trendszenario (eher plausibel): Die EU bleibt im aktuellen Stagnationsmodus, kann jedoch eine 

weitere Desintegration vermeiden, die NATO bleibt im Kern funktional, aber die USA setzen mit 

Nachdruck auf mehr Eigenverantwortung der Alliierten, aufgrund der Entwicklung im Nahen 

Osten und in Nordafrika kommt es schrittweise zu vermehrter Kooperation auf Basis der der-

zeit vorliegenden Vorschläge zur Umsetzung der Globalstrategie der EU, zu einer Streitkräfteinte-

gration kommt es nicht, in diesem Falle würde sich das Terrorrisiko zwar weiter ausdi�erenzieren, 

aber letztlich unterhalb des strategischen Niveaus bleiben, bei der Migration würde sich der Status 

quo des Jahres 2016 fortsetzen.

Kerneuropa und europäische Verteidigungsintegration: Aufgrund der Abwendung der USA 

von Europa und der massiven Herausforderungen, mit denen die EU aufgrund der Entwicklung 

im Nahen Osten und in Nordafrika konfrontiert ist, kommt es zu einer Kerngruppe um Deutsch-

land und Frankreich, die auch mit dem Vereinigten Königreich eine engere Verteidigungsintegra-

tion bilden könnte, aber nicht alle EU Staaten machen alle Integrationsschritte mit.

Sicherheitspolitische Ableitungen

Damit nehmen die sicherheitspolitischen Entwick-

lungen einen Verlauf, der die Annahmen der strate-

gischen Konzepte Österreichs, die Österreichische 

Sicherheitsstrategie und die Teilstrategie Vertei-

digungspolitik, in wesentlichen Bereichen bestä-

tigt, zum Teil aber auch in Frage stellt. Bestätigt 

haben sich die Überlegungen zum sich verschärfen-

den Bedrohungsbild für Österreich, das nun mit 

verschiedenen Formen der nichtkonventionellen 

Bedrohungen und Herausforderungen für die Res-

ilienz des Landes konfrontiert ist. Im Fokus stehen 

dabei die illegale Massenmigration, der transnatio-

nale Terrorismus sowie Cyber-Risiken. 

Eine außereuropäische Gegenmacht mit umfas-

senden militärstrategischen Optionen gegenüber 

Europa ist nach wie vor nicht in Sicht. Auch aus der 

Entwicklung in Russland ist derzeit nicht ableit-

bar, dass Potenzial und Absicht für eine umfassende 

militärstrategische Bedrohung Zentraleuropas zu 

erwarten wäre. Die Bedrohung für Zentraleuropa 

steigt aber signi�kant, und zwar im Rahmen von 

nicht-konventionellen bzw. hybriden Kon�ikten. 

Als fundamental falsch hat sich daher die bis 

vor einem Jahr noch weitläu�ge Meinung her-

ausgestellt, man könnte das System Landesver-
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samen EU-Rechtsbestandes wie im Falle des 

Schengensystems geht. In einer nicht hand-

lungsfähigen EU muss Österreich daher dort, 

wo es um vitale Interessen geht, auf sich alleine 

gestellt handlungsfähig sein und wo immer 

möglich Partner innerhalb, aber auch außerhalb 

der EU suchen. 

Somit bleiben im erwartbaren Trendszena-

rio nationale Verteidigungsfähigkeit gegen-

über hybriden Kon�ikten, neutralitätssensi-

tive Kooperation mit gleichgesinnten Staaten 

in der Region und interessensgeleitete Mit-

wirkung am Schutz der EU-Außengrenzen 

und am internationalen Krisenmanagement 

dort, wo eine unmittelbare Auswirkung auf 

die nationale Sicherheitslage erreicht werden 

kann, der Strategiekern der österreichischen 

Verteidigungspolitik.

Dieser Ansatz sollte auch im Worst Case Szena-

rio „Zerfall der EU“ Bestand haben, wobei hier 

der Erhalt der strategischen Handlungsfreiheit 

Österreichs nur über einen wesentlich stärkeren 

Fähigkeitenaufbau sichergestellt werden kann. 

teidigung unter Bezug auf Vorwarnzeiten und 

sogenannte weniger fordernde  „einsatzwahr-

scheinliche  Aufgaben“ immer weiter „optimie-

ren“ und dessen „E�zienz steigern“, de facto 

aber massiv Substanz abbauen und gleichzei-

tig erwarten, die Streitkräfte können alle an sie 

gestellten Aufgaben immer noch erfüllen. 2016 

wurden allerdings auf Basis einer erkennbaren 

Erhöhung des Verteidigungsbudgets erhebliche 

Änderungen in Richtung der Wiederherstellung 

einer Grundfunktionalität des Systems Landes-

verteidigung vorgenommen, entscheidend wird 

die Nachhaltigkeit dieser Entwicklung sein. 

Vorerst nicht bestätigt hat sich die seit nunmehr 

fast 20 Jahren getätigte Annahme, dass die 

Neutralität im Rahmen einer sich entwickeln-

den GASP und GSVP sukzessive „aufgeho-

ben“ werden könnte. So scheint die jahrelange 

Erosion der Neutralität im Lichte des Kon�ik-

tes zwischen der NATO und einigen EU-Staa-

ten auf der einen und Russland auf der anderen 

Seite an ein Ende gekommen zu sein. Je mehr 

sich die NATO und Russland in einem Eska-

lationsmodus be�nden, desto deutlicher wird 

Österreich eine neutrale Mittlerposition einneh-

men. Der besondere, d.h. neutrale Charakter 

der österreichischen Sicherheitspolitik ist und 

bleibt eine Grundkonstante, die in der Bevöl-

kerung fest verankert ist und jedenfalls bis zur 

Entwicklung einer umfassenden europäischen 

Sicherheitsarchitektur ihre unveränderte politi-

sche Bedeutung behält.

Die Migrationskrise hat auch gezeigt, dass die 

EU versagen kann, wenn es um die Bewälti-

gung von fundamentalen Herausforderungen 

für zumindest einige EU-Staaten geht, oder gar, 

wenn es um die Aufrechterhaltung des gemein-
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Verteidigungspolitische Konklusionen

Vor dem Hintergrund dieses Trendszenarios 2017 ergeben sich in Verbin-
dung mit dem Ministerratsbeschluss vom September 2016 für die österrei-
chische Verteidigungspolitik nachstehende Ableitungen:

Operationalisierung aller weiteren Vorha-

ben des Ministerratsbeschlusses, insbesondere 

der organisatorischen und fähigkeitenbezoge-

nen Ableitungen für die neuen Aufgaben des 

Bundesheeres im Inland und zum Schutz der 

Außengrenzen der EU.

Ausrichtung der Verteidigungsplanung auf 

hybride Bedrohungsbilder und auf die Beitrags-

leistung zur Sicherstellung einer militärischen 

Grundstabilität in Zentraleuropa unabhängig 

von manifesten konventionellen Bedrohungen.

Signi�kante Verbesserung der Fähigkeiten zur 

Cyber-Verteidigung einschließlich des Cyber-

Schutzes kritischer Infrastrukturen in enger 

Kooperation mit ausgewählten Partnern.

Anpassung des internationalen Engagements 

entsprechend dem Konzept einer interessens-

geleiteten Neutralitätspolitik entlang der drei 

Weitere Steigerung des realen Sicherheits-

nutzens des Österreichischen Bundesheeres 

im Sinne der Erwartungshaltung der österrei-

chischen Bevölkerung durch Erbringung kon-

kreter Sicherheitsleistungen bzw. Verbreite-

rung der Aufgabenwahrnehmung im Inland 

insbesondere beim Grenzschutz, beim Schutz 

kritischer Infrastrukturen, bei der Terrorbe-

kämpfung, beim Cyber-Schutz, bei der Kata-

strophenvorsorge und der nicht-militärischen 

Gefahrenabwehr aus der Luft. Weitere neue 

Aufgaben etwa im Bereich des Luftrettungs-

dienstes können 2017 hinzukommen.

Reform des nationalen Sicherheitssektors 

durch Implementierung der Beschlüsse des 

Sicherheitspakets der Bundesregierung insbe-

sondere auf verfassungs- wie einfach gesetzlicher 

Ebene, Einrichtung des Sicherheitskabinetts und 

der diesem zugeordneten „Organisationseinheit“ 

für Umfassende Sicherheitsvorsorge.

D�D�V���7�U�H�Q�G�V�]�H�Q�D�U�L�R�������������L�V�W���F�K�D�U�D�N�W�H�U�L�V�L�H�U�W���G�X�U�F�K���H�L�Q�H���9�H�U�V�F�K�l�U�I�X�Q�J���Y�R�Q���.�R�Q�Á�L�N�W�H�Q���L�Q��

der europäischen Nachbarschaft mit teilweise weitreichenden Auswirkungen auf die 
innere Sicherheit, die soziale Kohäsion von Gesellschaften und die Resilienz der EU und 
ihrer Mitgliedsstaaten – insbesondere durch Migration, Terrorismus und Cyber-Angriffe. 
Aus den anhaltenden zentrifugalen Kräften innerhalb der EU resultieren nach außen eine 
eingeschränkte Gestaltungsfähigkeit und eine schwindende Solidarität bei der Bewälti-
gung von Herausforderungen im Inneren. Auch die Auswirkungen der neuen Trump-Admi-
nistration auf Europa sind noch nicht in vollem Umfang absehbar. Trotz europaweiter Sta-
bilisierung der Verteidigungsbudgets, verbunden mit einem partiellen Aufwärtstrend, ist 
die EU auch weiterhin nicht in der Lage, eigenständig größere Operationen zur Wahrung 
vitaler Sicherheitsinteressen durchzuführen.



für Österreich relevanten strategischen Linien 

(1) EU-Außengrenzen,  (2) Gegenküste Nordaf-

rika bis Naher Osten und (3) im Gürtel der Her-

kunfts- und Kon�iktregionen von Westafrika bis 

Afghanistan. Das erfordert 2017 

•	 eine substanzielle Beitragsleistung zum 

Schutz der EU-Außengrenzen und zur Sta-

bilität in der unmittelbaren Nachbarschaft 

mit klarem Schwergewicht am Westbalkan,

•	 Reservenbildung für einen robusten mili-

tärischen Beitrag zur Sicherung der Gegen-

küste insbesondere im Falle einer politischen 

Neuordnung im Nahen Osten und darü-

ber hinaus 

•	 ergänzende Beiträge mit spezi�schen Kräf-

ten für Spezialeinsätze und Unterstützung 

des lokalen Kapazitätenaufbaus zur Verbes-

serung der Resilienz der Staaten in unse-

rer Nachbarschaft mit Fokus auf Westafrika 

und Jordanien sowie Afghanistan.

In Abhängigkeit von dem immer prioritär zu set-

zendem Bedarf im Inland kann dieses internati-

onale Aufgabenpro�l auch die Entsendung von 

zusätzlichen – über die Minimalgrenze von 1100 

Soldatinnen und Soldaten hinausgehenden – 

Kräften erfordern.

Angesichts der dargestellten Trends in der Ent-

wicklung der Gemeinsamen Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik der EU (GSVP) kommt 

regionalen Kooperationsformaten eine erhöhte 

Bedeutung zu. Für Österreich bedeutet dies die 

Fortsetzung und Intensivierung der militär-

politischen Kooperation im Rahmen der Cen-

tral European Defence Cooperation (CEDC). 

Diese Zusammenarbeit wurde im Jahr 2016 

unter österreichischer Präsidentschaftsführung 

vor dem Hintergrund der gemeinsamen Her-

ausforderungen und Interessenslagen insbeson-

dere in Bezug auf die Migration, den Westbal-

kan und die regionale Katastrophenhilfe auf 

ein neues Niveau gehoben. Die Tschechische 

Republik wird 2017 den Vorsitz übernehmen 

und hat eine Fortführung der ambitionierten 

Agenda zugesagt. Von besonderer praktischer 

und politischer Bedeutung wird die Erstellung 

eines konkreten Aktionsplans der zentraleu-

ropäischen Staaten für den Fall eines aberma-

ligen massiven Anstiegs der Migration entlang 

der Westbalkan-Route sein. Dazu gilt es 2017 

einen rasch abrufbaren zivil-polizeilich-mili-

tärischen Reaktionsmechanismus zu scha�en, 

der im Anlassfall auf Anforderung eines beson-

ders betro�enen Staates unverzüglich abgerufen 

werden kann und die erforderlichen personellen 

und materiellen Unterstützungen zum Einsatz 

bringen kann.

Neben der CEDC wurden die bilaterale 

Zusammenarbeit des Österreichischen Bundes-

heeres im Rahmen eines sogenannten „strate-

gischen Kooperationsportfolios“ klar de�-

niert. Herausgehobene Partner sind dabei 

Deutschland, die Schweiz und Italien sowie 

die USA und Israel. Mit Deutschland wurde 

2016 eine umfassende „strukturierte bilaterale 

Kooperation“ eingegangen, die Beziehungen zu 

den USA wurden sicherheitspolitisch dynami-

siert und mit Israel wurde eine Kooperation im 

Cyber-Bereich in Aussicht genommen. Mit der 

Schweiz soll 2017 die Zusammenarbeit auf den 

Ebenen des Rekrutenaustauschprogramms und 

der Kaderausbildung sowie insbesondere in der 

Luftraumüberwachung fortgesetzt werden. Als 

neutraler Staat ist die Schweiz für Österreich 

erster Ansprechpartner für die Entwicklung 



eines gemeinsamen Programms zur Luftraumsi-

cherung inklusive eines Modellabkommens für 

die Nacheile, das im Jahr 2017 abgeschlossen 

werden könnte.

Neben den bilateralen Kooperationen hängt die 

Sicherheit Österreichs weiterhin von handlungs-

fähigen internationalen Organisationen – insbe-

sondere UNO, OSZE, EU und NATO/PfP – ab.

Im Rahmen der erforderlichen internationalen 

Pro�lschärfung kommt der UNO für Österreich 

eine besondere Bedeutung zu. Nach dem Abzug 

vom Golan wäre daher ein Einstieg in eine Frie-

densmission neuen Typs (d.h. inklusive Mandat 

zum Schutz von Zivilpersonen) zu prüfen. Die 

Erwartungshaltung der UNO an leistungsfähige 

europäische Staaten liegt dabei insbesondere bei 

Spezialeinsatzkräften und technologisch-hoch-

wertigen „Enablern“. Der geogra�sche Fokus 

von UN-Missionen wird der afrikanische Kon-

tinent bleiben, dessen Bedeutung für die euro-

päische und damit auch österreichische Sicher-

heit vor dem Hintergrund der Migration noch 

zunehmen. Ein solches Engagement macht aber 

nur Sinn, wenn es in einen umfassenden ins-

besondere entwicklungspolitischen Ansatz ein-

gebettet werden kann und die militärischen, 

diplomatischen und entwicklungspolitischen 

Instrumente gebündelt zum Einsatz kommen, 

was bislang beim österreichischen Afrika-Enga-

gement aber kaum der Fall war. 

Österreich hat 2017 den OSZE-Vorsitz inne. 

Im militärischen Bereich wird dabei ein beson-

deres Augenmerk auf die „eingefrorenen“ Kon-

�ikte, eine (Wieder-)Belebung der Rüstungs-

kontrolle und verbesserte Nutzung militärischer 

Ressourcen für die Feldmissionen der OSZE 

gelegt. Für manche Staaten des OSZE-Rau-

mes gilt das österreichische Modell – Neutrali-

tät, EU-Mitglied und aktiver PfP-Staat – auch 

als nachgefragtes Rollenmodell, was politische 

Gelegenheiten für entsprechende bilaterale Aus-

tauschprogramme bietet.

Gegenüber der NATO verfolgt Österreich keine 

Beitrittsabsichten. Die Kooperation im Rahmen 

der Partnerschaft für den Frieden soll aber dort 

fortgesetzt und ggf. intensiviert werden, wo ein 

unmittelbarer Sicherheitsnutzen ableitbar ist. Zu 

diesem Zweck ist 2017 ein „maßgeschneider-

tes individuelles Kooperationsprogramm“ unter 

Berücksichtigung der neutralitätspolitischen 

Rahmenbedingungen zu entwickeln. Gerade zu 

dem Zeitpunkt, wo Österreich ohne „Berüh-

rungsängste“ seine Beziehungen zur NATO wei-

terentwickelt, könnte im Jahr 2017 das Parado-

xon eintreten, dass die Türkei die Kooperation 

zwischen Österreich und der Allianz blockiert. 

Ende 2016 gibt es dafür konkrete Hinweise. All-

fällige Kollateralschäden für die EU-NATO-

Beziehungen sind nicht auszuschließen. 

Die GSVP würde in nächster Zeit als zentra-

ler Handlungsrahmen für die österreichische 

Sicherheitspolitik an Bedeutung verlieren, wenn 

die EU bzw. einige Mitgliedstaaten eine Aus-

weitung der GSVP auf den Außengrenzschutz 

(insbesondere im Kontext der Migrationsbewäl-

tigung) und eine e�ektive Terrorismusbekämp-

fung innerhalb der Grenzen der EU nachhal-

tig blockieren. Je glaubwürdiger aber die EU die 

Aufgabe des Außengrenzschutzes übernimmt, 

desto größere Unterstützung würde das GSVP-

Projekt erfahren und desto mehr würde sich 

Österreich operationell einbringen und seine 

solidarischen militärischen Beiträge auch außer-



halb der EU fortsetzen. Auch die Unterstützung 

der GSVP in der ö�entlichen Meinung würde in 

Österreich signi�kant steigen. Es besteht 2017 

die grundsätzliche Bereitschaft Österreichs, sich 

an Projekten zur Weiterentwicklung der GSVP 

zu beteiligen. So werden etwa im Sinne einer 

verbesserten strategischen Handlungsautono-

mie der EU die Aufstellung eines europäischen 

Hauptquartiers und eines Logistik- bzw. Sani-

tätskommandos unterstützt. Auch wird mit der 

Beteiligung an vier von sechs GSVP-Operatio-

nen die Position eines Top-Truppenstellers unter 

den EU-Staaten gehalten werden und die über-

proportional hohe Beteiligung an den EU-Batt-

legroups und Reservekräften fortgesetzt. Einer 

Beteiligung an einer EU-Armee oder an einer 

„Kerngruppe der Verteidigung“ mit hohen Bei-

trittskriterien wie z.B. �xen Beteiligungs- und 

Beitragszusagen für Einsätze fehlen insbeson-

dere die außen- und sicherheitspolitische Ambi-

tion, breiter politischer Konsens und die budge-

tären Mittel.

Die aktuelle Konzeptlage – Österreichische 

Sicherheitsstrategie sowie Teilstrategien Verteidi-

gung und Innere Sicherheit – muss im Lichte der 

vorangestellten Entwicklungen in vieler Hinsicht 

eine Konkretisierung, wenn nicht in einzelnen 

Fällen sogar eine Korrektur erfahren. Vorrangig 

wären jedoch die noch immer fehlenden Strate-

gien zur Außenpolitik und zur Resilienz Öster-

reichs zeitnah zu erstellen. Für die Unterstützung 

einer modernen Widerstandsfähigkeit von Staat 

und Bevölkerung gegenüber den neuen „Fein-

den einer o�enen, demokratischen Gesellschaft“ 

wäre ein zeitgemäßes Konzept einer „geistigen 

und psychologischen“ Landesverteidigung zu 

entwickeln. 

Die umfassenden Aufgaben im In- wie im Aus-

land erfordern entsprechende Investitionen in 

die militärische Sicherheit – sowohl personell als 

auch materiell. Abgeleitet aus dem Trendszenario 

wäre die aktuelle Budgetsteigerung mit der lang-

fristigen Zielsetzung eines Prozents des BIP für 

die Landesverteidigung fortzusetzen. Jedenfalls 

aber darf es zu keinen neuerlichen Budgetkür-

zungen durch Nichteinhaltung der im Jahr 2016 

erfolgten Budgetzusagen kommen.





ZENTRALE SICHER-
HEITSRISIKEN UND 
KONFLIKTBILD FÜR  
ÖSTERREICH 2017

Neue sicherheitspolitische Entwicklungen stellen die 
österreichische Sicherheitspolitik vor neue Herausfor-
derungen. Das zeigen steigende Gefahren durch hybri-
de Bedrohungen, internationalen Terrorismus oder im 
Zusammenhang mit Massenmigration sowie die damit 
verbundene Gefährdung des sozialen Friedens und ge-
sellschaftlichen Zusammenhalts.
(Vgl. Vortrag an den Ministerrat 14/10 vom 27. September 2016)
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AKTUELLE  
HERAUSFORDERUNGEN 
FÜR DIE GEISTIGE  
LANDESVERTEIDIGUNG 2017
Christian Stadler

2017 wird – zusätzlich zur fortgesetzten 
gesellschaftlichen Herausforderung der 

Bewältigung der internationalen Migrations-
krise – ein Jahr radikaler Umorientierung in 
der europäischen Sicherheitspolitik, ein Jahr 
der notwendigen Rückbesinnung auf die je 
eigenen europäischen Sicherheitsbedürf-
nisse, Interessen und Werthaltungen an der 
geotektonisch labilen Peripherie der globa-
len Grundspannung zwischen einem expan-
sionistischen China und einem isolationisti-
schen Amerika. Einen wesentlichen Beitrag 
zu dieser Rückbesinnung, die jeder Selbst-
bestimmung vorausgeht, wird geistige Lan-
desverteidigung leisten (müssen).

Zur Geistigen Landesverteidigung 
als integraler Grundlage der Umfas-
senden Landesverteidigung

Das Modell der Umfassenden Landesvertei-

digung entstammt konzeptionell dem Kalten 

Krieg, in dem sich das kleine neutrale Öster-

reich nach der Wiedererlangung seiner Unab-

hängigkeit 1955 an der geotektonischen Bruch-

linie einer militärisch übermächtigen globalen 

Konfrontation wiedergefunden hat. Nur kurz 

währte der Glaube daran, dass uns die Neutrali-

tät würde schützen können, vielmehr beschlich 

die politische Führung die Sorge, dass Öster-

reich in Wahrheit seine Neutralität würde schüt-
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zen müssen. Analog zum schweizerischen Modell 

der „Totalen Landesverteidigung“ wurde für 

Österreich in den 60er Jahren das Konzept der 

„Umfassenden Landesverteidigung“ (ULV) ent-

wickelt, das 1975 in Gestalt des Art 9a B-VG in 

den Verfassungsrang gehoben wurde.

Wie verhalten sich die bekannten vier Dimen-

sionen der ULV nun aber zueinander? Geht 

man vom Gründervater der europäischen politi-

schen Philosophie, Platon, aus, so ist die Struk-

tur naheliegend. In seinem dreigliedrigen Seelen- 

und Gesellschaftsmodell unterscheidet man die 

Nährseele (Erwerbsstand), die Mutseele (Wehr-

stand) und die Lehrseele (Philosophenstand). 

Der Erwerbsstand ist angesprochen im Falle der 

wirtschaftlichen Landesverteidigung (Bevorra-

tung von Lebensmitteln und Energiesicherheit), 

der Wächterstand ist zuständig für die zivile 

Landesverteidigung (Zivilschutz BM.I) und 

militärische Landesverteidigung (Verteidigung 

BMLVS). Dem Lehrstand obliegt es sodann, die 

geistige Landesverteidigung sicherzustellen. 

Doch worin genau besteht geistige Landesvertei-

digung? Sie ist – wenn auch nicht im Kern mili-

tärisch – so doch die integrale Dimension von 

Landesverteidigung. Bei letzterer geht es um 

„Land“ und „Verteidigung“. Im klassischen Dis-

kurs besteht die zentrale Gefährdung des Lan-

des bzw. des entsprechenden Staates darin, von 

feindlichen Mächten angegri�en zu werden; 

dies in der Regel durch Überschreiten der Lan-

desgrenzen mit militärischen Kräften. Vor die-

sem Hintergrund ist es auch relativ klar gewesen, 

worin die Verteidigung des Landes besteht: in 

der – ebenfalls militärischen – Abwehr eines der-

artigen Angri�s.

Geistige Landesverteidigung im Zei-
chen hybrider Kriegführung

In Zeiten der Globalisierung, etwa der globa-

len wirtschaftlichen, infrastrukturellen und auch 

politischen Vernetzung moderner Staaten, ver-

schwimmt die klassische Vorstellung von Lan-

desgrenze zusehends. Die Angri�e auf das Land, 

den Staat, das System werden subtiler vorgetra-

gen, sei es durch wirtschaftliche, sei es durch inf-

rastrukturelle, sei es durch politische Aktionen, 

oftmals gepaart mit hybriden militärischen Akti-

onen, die aufgrund der hohen Vernetzung einen 

ähnlich massiven Ein�uss auf die Souveräni-

tät eines Landes haben, wie es früher nur durch 

einen massiven direkten militärischen Angri� 

möglich war. 

Die durchwegs hybride Subtilität der modernen 

Angri�e im 21. Jahrhundert darf – als Variation 

in der äußeren Form – nicht über die Kontinu-

ität im inneren Wesen des Angri�s hinwegtäu-

schen; es geht nach wie vor im Sinn von Clause-

witz um das Brechen des souveränen politischen 

Willens eines Landes. Dagegen muss man sich 

nach wie vor verteidigen, denn unabhängig von 

der Form wird auch noch im 21. Jahrhundert die 

Souveränität, d.h. die selbstbestimmte Gestal-

tung des staatlichen Lebens basierend auf den je 

eigenen Werten, Haltungen, Prinzipien und Tra-

ditionen, bedroht und solcherart angegri�en.

Geistige Landesverteidigung würde wesent-

lich zu kurz greifen, wenn es im Verteidigungs-

fall nur darum ginge, Durchhalteparolen auszu-

geben im Sinne einer sehr verkürzt verstandenen 

psychologischen Verteidigung. Die geistige Lan-

desverteidigung muss wesentlich früher ansetzen, 

bereits in der Friedenszeit und möglichst früh 
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schon bei den Jugendlichen, um deren selbstbe-

stimmte Zukunft es ja geht. Die geistige Lan-

desverteidigung als Dimension der Landesver-

teidigung hat die entsprechende Aufklärung 

und Erziehung dahin zu leisten, dass man weiß, 

wofür man sich einsetzt, und auch auf die Moti-

vation hin, dass man sich überhaupt dafür ein-

setzen will. Ziel der geistigen Landesverteidigung 

ist es, sowohl das Wissen als auch den Willen zur 

Verteidigung in der Bevölkerung sicherzustellen, 

denn die Bevölkerung ist der Souverän in der 

Demokratie, und es gehört zu den Kernelemen-

ten politischer Bildung, diese Verteidigungsbe-

reitschaft sicherzustellen. 

Geistige Landesverteidigung im Zei-
chen gesamtgesellschaftlicher 
Resilienz

Neuerdings �rmiert diese Verteidigungsbereit-

schaft – und auf ihr aufbauend auch die Vertei-

digungsfähigkeit – unter dem Ausdruck „Resili-

enz“, ein Begri�, der ursprünglich aus der Physik 

und Biologie stammt, dann von der Psycholo-

gie aufgegri�en wurde und mittlerweile auch im 

Bereich der Gesellschaftsforschung bzw. Soziolo-

gie im Sinne von gesellschaftlicher Resilienz Ver-

wendung �ndet. 

Aktuelle Forschungen haben dabei ergeben, dass 

die Kombination aus starker Verankerung in 

wertbasierten Gruppen in Verbindung mit gutem 

Bildungsniveau sehr wichtige Resilienzvoraus-

setzungen darstellen. Soziale Interaktion, die auf 

Grundlage von Shared Values erfolgt, ist dabei 

von zentraler Bedeutung für die Ausbildung von 

gesellschaftlicher Resilienz, Widerstandsfähig-

keit, Belastbarkeit – und damit letztlich auch 

Verteidigungsbereitschaft wie Verteidigungsfä-

higkeit. Es soll dabei nicht verschwiegen wer-

den, dass an dieser Konzeption auch massiv Kri-

tik geübt wird, sie sei eine Erscheinungsweise 

typisch neoliberalen Rückzugs des Staates aus 

seiner Schutz- und Gestaltungsverantwortung, 

es werde z.B. gegen den internationalen Terro-

rismus Resilienz gefordert, aber die Ursachen 

des Terrors werden nicht (mehr) bekämpft. Res-

ilienz ist solcherart als Komplementärfähigkeit 

zusätzlich zur staatlichen Schutz- und Sicher-

heitsverantwortung zu sehen, nicht als deren 

„billiger“ Ersatz durch selbstlosen Einsatz der 

Zivilgesellschaft. 

In Österreich besteht diese Gefahr der neolibe-

ralen Missinterpretation nicht, da ja im Wesent-

lichen die geistige Landesverteidigung konti-

nuierlich für die notwendigen Bildungs- und 

Motivationsmaßnahmen zu sorgen hat, die regel-

mäßig eine Erhöhung der gesellschaftlichen Res-

ilienz befördern. Neben der Information über 

Österreich und seine Institutionen, Traditionen 

und Lebensumstände gehört dazu ganz zentral 

auch eine entsprechende Wertevermittlung. 

Zusätzlich zu diesen gesellschaftlichen Verwer-

fungen wird im Jahre 2017 die zu erwartende 

grundlegende Erschütterung im Bereich der 

europäischen Sicherheitspolitik zu einem mas-

siven Auf- und Ausbau der geistigen Landesver-

teidigung führen, will man trotz eines hochvo-

latilen Umfelds die gesellschaftliche Resilienz 

Österreichs bewahren.

Worin bestehen aber nun – abgesehen von den 

geopolitischen Umbrüchen und Machtverschie-

bungen des Jahres 2017 – die aktuellen gesell-

schaftlichen Herausforderungen für diese besagte 

gesellschaftliche Resilienz bzw. damit für die 
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Geistige Landesverteidigung? 2017 wird in Öster-

reich eine weitere Zunahme der Aushöhlung 

gemeinsamer Identität und Werte und damit der 

geistig-kulturellen Voraussetzungen des sozia-

len Zusammenhalts auf der einen Seite und einen 

zunehmenden Gestaltungs- und Kontrollver-

lust des (europäischen) Nationalstaates anderer-

seits erleben: Von Massenmigration (sozio-kul-

turell), Globalisierung (sozio-ökonomisch) und 

internationalem Terrorismus (sicherheitspoli-

KEY–NOTES
•	 Due to geo-political power shifts and migra-

tion policy-related problems, 2017 will be a 

year of disorientation and uncertainty.

•	 The complexity of uncertainties in 2017 

will require the revitalization of the con-

cept of Comprehensive National Defense, 

which has been enshrined in the constitu-

tion since 1975.

•	 The integral basis of Comprehensive Na-

tional Defense is intellectual national de-

fense, whose essential capabilities will be 

called for more extensively in 2017 than 

ever before: value orientation, the transfer 

of knowledge and willingness for self-reli-
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basis of self-determination.

KERNPUNKTE
•	 2017 wird aufgrund geopolitischer Macht-

verschiebungen und migrationspolitischer 

Verwerfung ein Jahr der Desorientierung 

und Verunsicherung sein.

•	 Die Komplexität der Unsicherheiten im Jahr 

2017 wird es erforderlich machen, die seit 

1975 in Verfassungsrang stehende Umfas-

sende Landesverteidigung mit neuem Le-

ben zu erfüllen.

•	 Die integrale Grundlage der Umfassenden 

Landesverteidigung ist die Geistige Lan-

desverteidigung, deren wesentliches Fä-

higkeit im Jahre 2017 massiver als bisher 

nachgefragt werden wird: Wertorientie-

rung, Vermittlung von Wissen und Wollen 

zur eigenverantwortlichen Landesverteidi-

gung, Selbstbesinnung als Grundlage von 

Selbstbestimmung.

tisch) bedrängt wird hier gleichermaßen Resili-

enz gefordert sein, wie sie ebenso unterminiert 

wird, denn Massenmigration, wie Kelly Greenhill 

in ihrem Buch „�e Weapons of Mass Migration“ 

ausführt, hat u.a. den E�ekt, westliche Wohl-

stands-Gesellschaften massiv zu spalten und zu 

verunsichern, sodass jene Resilienz abnimmt, die 

man in Zeiten der Globalisierung und des Terro-

rismus besonders dringend benötigen würde … 

Geistige Landesverteidigung tut daher Not!
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POLITISCHER EXTREMISMUS 
UND RADIKALISIERUNG IN 
ÖSTERREICH 2017
Daniela Pisoiu

Politischer Extremismus und Radikali-
sierung werden in Österreich im Jahr 

2017 voraussichtlich weiterhin zunehmen. 
Die neue Rechte bleibt auf einem erfolgrei-
chen Kurs Richtung Mitte der Gesellschaft, 
während die extreme Linke sich vermut-
lich weiterhin hauptsächlich als Reaktion 
auf rechtsextreme Bestrebungen manifes-
tieren wird. Die Attraktivität des Daesh und 
der Reisen in den vom Daesh betriebenen 
Dschihad wird weiterhin nachlassen. Gleich-
zeitig werden Rückkehrer eine besondere 
Herausforderung für die österreichische und 

europäische Sicherheit darstellen. Die Anti-
terrorpolitik Österreichs wird im nächsten 
Jahr bestehende und neue Entwicklungen 
im Bereich des politischen Extremismus und 
Terrorismus berücksichtigen und entspre-
chende Maßnahmen entwickeln müssen. 

Die neue Rechte und das linksextre-
me Spektrum

Die neue Rechte bleibt ein gesamtpolitisch wenig 

signi�kanter Akteur; nichtsdestotrotz hat sie sich 

durch veränderte Diskursive und moderne Stra-
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tegien zunehmend einen Weg in die Mitte der 

Gesellschaft verscha�t. Gleichzeitig werden ein-

zelne migrationsbezogene gewalttätige Ereig-

nisse ausgenutzt, um Ängste vor dem „Südlän-

dischen“ und tendenziell „kriminellen Anderen“ 

zu schüren. Weiterhin wird auch ein internatio-

naler Austausch mit dem Ausland zu beobachten 

sein, sei es in Form von gemeinsamen Aktionen, 

Sommercamps oder �nanzieller Unterstützung. 

Die extreme Linke wird in ihrer jetzigen Erschei-

nungsform wohl weiterhin eher weniger attrak-

tiv für Jugendliche bleiben. Während zurzeit 

die Aktivitäten der linksextremen Szene eher 

abnehmen, ist es durchaus vorstellbar, dass sich, 

angefacht von migrations- und asylbezogenen 

�emen und Ereignissen, eine Gewaltspirale zwi-

schen dem rechts- und dem linksextremen Spek-

trum entwickelt. 

Daesh

Im islamistischen Spektrum haben die Attrak-

tivität des Daesh und die Reisen in den vom 

Daesh betriebenen Dschihad nachgelassen. Eine 

Reihe von Entwicklungen wird diese Entzau-

berung der Idee eines idealen islamischen Staa-

tes weiterhin stimulieren: die zurzeit erfolgrei-

che internationale und lokale Bekämpfung dieser 

Terrororganisation und ihr gradueller Verlust 

an Territorium; die von ihr begangenen grausa-

men Aktionen gegen Muslime, die zum Teil auf 

Ablehnung in sala�stischen Kreisen gestoßen 

sind, und die Instrumentalisierung westlicher 

Rekruten für Propaganda und Selbstmordan-

schläge. Auf der anderen Seite müssen die euro-

päischen Staaten, darunter auch Österreich, mit 

der Rückkehr sämtlicher Auslandskämpfer rech-

nen, sobald der Daesh sein Territorium endgültig 

verloren hat. Wahrscheinlich wird diese Rück-

kehr in Schüben statt�nden, unter Umständen 

verteilt über einen längeren Zeitraum, da davon 

auszugehen ist, dass sich diese Auslandskämp-

fer zunächst in die Türkei zurückziehen werden. 

Zusätzlich ist anzunehmen, dass manche von 

ihnen, entweder eigenständig oder ferngesteuert, 

einen letzten „erfolgreichen“ Schlag gegen den 

Westen durchführen wollen. 

Frauen

Im islamistischen und rechtsextremen Spektrum 

wurde eine zunehmende Beteiligung von Frauen 

festgestellt, die zum Großteil auf die bürgerli-

che bzw. häusliche und romantische Bildsprache 

der zwei Bewegungen zurückzuführen ist. Diese 

Entwicklungen bedeuten aber in keiner Weise 

eine Beförderung von Frauen in Führungs- bzw. 

Kamp�unktionen, und sie sind damit nicht 

emanzipatorisch. 

Antiterrorpolitik

Die Antiterrorpolitik Österreichs wird im nächs-

ten Jahr bestehende und neue Entwicklungen im 

Bereich des politischen Extremismus und Terro-

rismus berücksichtigen müssen, nämlich: neue 

sozio-demographische Merkmale individueller 

Terroristen (kriminelle Vorgeschichte, gering-

fügige Beschäftigung, möglicherweise psychi-

sche Probleme); Low Pro�le, homegrown, oft 

von Einzeltätern verübte Anschläge; Nachah-

mungse�ekte und eine reziproke Radikalisierung 

rechtsextremer und islamistischer, bzw. rechts-

extremer und linksextremer Diskurse und Akti-

onen. Deradikalisierungs- und Präventionspro-

gramme müssen entwickelt werden, die je nach 

Bedarf möglichst viele institutionelle Akteure 

(wie etwa Schulen, Psychologen oder Sozialarbei-
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ter) einbinden und den Rückkehrern eine Inte-

grationsmöglichkeit bieten. Die Stigmatisierung 

bestimmter Gemeinschaften oder Bevölkerungs-

gruppen muss bei diesen Initiativen entschei-

dend vermieden werden; das Konzept von „vul-

nerablen“ Bevölkerungsgruppen hat sich als nicht 

tragbar erwiesen und kann negative Auswirkun-

gen nach sich ziehen. So könnte ein Nebene�ekt 

nämlich genau eine gesteigerte Radikalisierungs-

gefährdung sein. 

KEY–NOTES
•	 The New Right will remain on a successful track. Possible spirals of violence between the far 

right and the far left around asylum and migration-related topics can emerge.

•	 �(�X�U�R�S�H�D�Q���V�W�D�W�H�V�����L�Q�F�O�X�G�L�Q�J���$�X�V�W�U�L�D�����Z�L�O�O���Q�H�H�G���W�R���W�D�F�N�O�H���W�K�H���U�H�W�X�U�Q���R�I���I�R�U�H�L�J�Q���À�J�K�W�H�U�V��

•	 Women are increasingly getting involved in extremism, without this being a symptom of 

emancipation.

•	 Deradicalisation and prevention programmes will need to be developed, which involve as many 

institutions as possible and avoid the stigmatisation of particular societal groups.

KERNPUNKTE
•	 Die Neue Rechte wird weiterhin auf einem erfolgreichen Kurs bleiben. Es ist möglich, dass sich 

eine Gewaltspirale zwischen dem rechts- und linksextremen Spektrum rund um migrations- 

und asylbezogene Themen und Ereignisse entwickelt. 

•	 Europäische Staaten, darunter auch Österreich, müssen mit der Rückkehr sämtlicher Auslands-

kämpfer rechnen.

•	 Eine zunehmende Beteiligung von Frauen ist festzustellen. Diese ist jedoch nicht 

emanzipatorisch.

•	 Deradikalisierungs- und Präventionsprogramme müssen entwickelt werden, die möglichst viele 

institutionelle Akteure einbinden und die Stigmatisierung von Bevölkerungsgruppen vermeiden.
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TERRORISTISCHES  
BEDROHUNGSBILD FÜR  
ÖSTERREICH 2017
Nicolas Stockhammer

Der transnationale Terrorismus ist mit den 
Terroranschlägen in Paris, Brüssel, Niz-

za und Bayern längst in den weichen Zentren 
Europas und damit in unserer unmittelbaren 
Nachbarschaft angekommen. Auch für Öster-
reich bedeutet dies ein steigendes terroris-
tisches Bedrohungsrisiko und zugleich eine 
Notwendigkeit zur Verbesserung der gesamt-
staatlichen Fähigkeiten zur Terrorabwehr. 

Dschihadistische Bedrohungen als 
globale Terrorstrategie

Die dschihadistische Bedrohungslage hat sich 

in unseren Breitengraden aufgrund der Hin-

wendung des sogenannten „Islamischen Staa-

tes“ (IS) zu einer globalen Terrorstrategie weiter 

zugespitzt.

©
 deepspace / shutterstock.com
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Der „Feind“, wobei auch Österreich hiervon glei-

chermaßen umfasst ist, soll entsprechend der 

strategischen (Neu-)Ausrichtung der Terrormi-

liz durch gewaltbereite Kriegsheimkehrer aus 

Syrien, bestehende oder sich manifestierende 

Netzwerke bzw. sich selbst radikalisierende Isla-

misten vermehrt in dessen eigenen Städten, häu-

�g mit militärischen Mitteln angegri�en werden. 

Das politisch-strategische Ziel der Terroristen 

ist es, eine nachhaltige Destabilisierung oder 

sogar eine Politikänderung zu bewirken. Ein der-

art proportionierter Terrorismus ist als Angri� 

auf den Staat zu quali�zieren und transzendiert 

durchaus die Ebene der Kriminalität. Der trans-

nationale Terrorismus hat damit eine politi-

sche und eminent staatsgefährdende Dimension 

erreicht. 

Zudem ist eine umsetzungstaktische Fokussie-

rung der Dschihadisten auf sogenannte Low-

tech-Szenarien zu registrieren: Es bedarf nicht 

mehr einer komplexen Planung oder Logistik 

à la 9/11, um einen Terroranschlag mit großer 

Resonanz zur Ausführung zu bringen. Dies stellt 

die abwehrenden Sicherheitsapparate natürlich 

auch hierzulande vor neue Herausforderungen. 

Es bedarf einer Adaptierung von bestehenden 

Maßnahmen operativer Terrorismusbekämp-

fung unter Vorhaltung und Ausnutzung kom-

plementärer Fähigkeiten der Exekutive und des 

Bundesheeres.

Sämtliche Terroranschläge in Europa im Beob-

achtungszeitraum seit Anfang 2015 folgten ent-

weder dem Muster eines „projizierten Terro-

rismus“, d.h. simultan von autark agierenden 

Terrorkommandos an verschieden Orten unter 

gleichzeitiger Verwendung unterschiedlicher 

Wa�en und Methoden vorgetragen, oder dem 

Schema des „Gelegenheitsterrorismus“, bei dem 

ein radikalisierter Attentäter des Typus „einsa-

mer Wolf“ ein Massaker im Amok–Stil  ver-

übt, das nachträglich dem IS gewidmet oder von 

der Terrororganisation für sich reklamiert wird. 

Kontakt mit den Attentätern über Instant Mes-

saging bzw. eine direkte Außensteuerung durch 

den IS konnte im Kontext der meisten Vorfälle 

nachgewiesen werden. Mit vergleichsweise ein-

fachen Mitteln konnte kurzfristig ein Maximum 

an Gewaltwirkung und Publizität erzielt wer-

den, stets mit der Absicht verbunden, die Politik 

zu einem re�exartig-hektischen Gegenhandeln 

zu bewegen. 

Der Terror rückt an Österreich heran

Mit den Terrorattacken in Bayern (Ansbach und 

Würzburg) im Sommer 2016 ist die Bedrohung 

zuletzt sogar in die unmittelbare Nähe Öster-

reichs gerückt. Österreich ist mittlerweile bedau-

erlicherweise genauso ins Fadenkreuz des trans-

nationalen Terrorismus geraten und zu einem 

sekundären Terrorziel avanciert. Als signi�kan-

tes Indiz hierfür kann unter anderem der Aufruf 

eines rechtskräftig verurteilten Dschihadisten in 

einem IS-Propagandavideo gelten, in Österreich 

einen Terroranschlag auszuführen. Dies bedeu-

tet, dass das gesamte Bundesgebiet auch 2017 

weiterhin im Visier dschihadistischer Gewaltan-

drohung stehen wird und es zudem höchst-

wahrscheinlich einschlägige Direktiven aus IS-

Führungszirkeln geben dürfte. Für eine rege 

dschihadistische Aktivität hierzulande sprechen 

außerdem mehrere Festnahmen von verdächtigen 

Personen, wobei hier konkret die hiesige tschet-

schenische bzw. bosnische Islamistenszene her-

vorzuheben ist, die als hochgradig transnational 

vernetzt gilt. 
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Wien im Speziellen ist wegen seiner exponierten 

Lage als Sitz zahlreicher internationaler Orga-

nisationen und aufgrund verschiedener hochka-

rätiger politischer Veranstaltungen als Terror-

ziel vergleichsweise attraktiver als Metropolen 

anderer Staaten im nahen Umfeld. Der österrei-

chische OSZE-Vorsitz 2017 wird diese Wahr-

nehmung und damit auch das Bedrohungspo-

tenzial weiter verstärken. Österreich be�ndet 

sich gegenwärtig zwar nicht in der ersten Riege 

der besonders gefährdeten Terrorziele, jedoch ist 

die Gefährdung nicht mehr als „abstrakt“ ein-

zustufen, worauf zuletzt mehrfach seitens des 

Verfassungsschutzes hingewiesen wurde. Eine 

Konkretisierung lässt sich anhand vermehrter 

ernstzunehmender Drohungen (angekündigte 

Bombenattentate gegen ö�entliche Einrichtun-

gen, zuletzt Flughäfen und Bahnhöfe sowie etli-

che Polizeiinspektionen in Wien und Graz) fest-

stellen. Eine manifeste Bedrohung geht zudem 

von den vermehrt aus dem Kriegsgebiet heim-

kehrenden Dschihadisten aus, die, teilweise mit 

militärischem Know-how ausgestattet, hier mit 

militärischen Mitteln vorgetragene Terroran-

schläge planen, orchestrieren oder durchfüh-

ren könnten. Konkret verdichten sich Anzeichen, 

dass es geplante Terrorszenarien mit chemischen 

Kampfsto�en geben könnte.

Prävention und Schutz als gesamt-
staatliche Aufgabe

Angesichts zu erwartender negativer Entwick-

lungen im unmittelbaren sicherheitspolitischen 

Umfeld im Jahr 2017 wird Österreich in Hin-

blick auf die terroristische Bedrohungslage das 

Netz der Anti-Terror-Maßnahmen engmaschiger 

spannen müssen. Auf der Präventionsebene sind 

sowohl die nachrichtendienstliche als auch die 

kriminalpolizeiliche Zusammenarbeit national 

wie international weiter zu intensivieren. 

Mögliche militärische Beitragsleistungen sind 

entsprechend der vier Säulen „Prevent, Protect, 

Pursue und Respond“ der EU-Counterterro-

rism-Strategy aus dem Jahr 2005 zu einer koor-

dinierten Terrorismusbekämpfung zu verdichten 

und insbesondere auf den Ebenen „Prävention“ 

und „Schutz“ in kooperativer Weise durchzu-

führen, wobei sowohl in der Breite eine militäri-

sche Präsenzsteigerung im Sinne erhöhter Perso-

nalstärken als auch in der Tiefe das Einbringen 

spezieller robuster Fähigkeiten (ABC-Abwehr, 

Cyberabwehr, Spezialkräfte,  v.a. Jagdkom-

mando) sinnvolle Maßnahmen sein können. Die 

Verfolgung der Straftäter hingegen bleibt unbe-

stritten im Zivilen verhaftet. 

Demgegenüber wird „Response“ als Reaktion 

auf Terrorattacken mit Fähigkeitenentwicklung 

und indirekt auch mit Resilienz in Zusammen-

hang gebracht. Vor allem die spezi�sch militä-

rische Kompetenz, als reaktionsfähige strategi-

sche Handlungsreserve die Aufrechterhaltung 

der staatlichen Handlungsfähigkeit in Krisen-

situationen sicherstellen zu können, ist ein ent-

scheidender Mehrwert im Rahmen einer gelin-

genden Terrorismusabwehr. Neben dem Schutz 

der staatlichen Souveränität sowie der Verteidi-

gung des Luftraums – und neuerdings ebenso 

des Cyberspace – gewinnen Auslandseinsätze 

im Rahmen internationaler Stabilisierungsmaß-

nahmen als eine Kernaufgabe des Bundeshee-

res an Bedeutung. Einen ganz elementaren mili-

tärischen Beitrag zur Terrorismusabwehr stellt 

zudem eine präzise nachrichtendienstliche Auf-

klärung dar, die durch das Heeresnachrichten-

amt bzw. das Abwehramt gewährleistet wird. 
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Für eine e�ziente Antiterror-Politik in Öster-

reich ist angesichts hybrider Erscheinungsformen 

des Terrorismus übergreifende gesamtstaatliche 

und insbesondere auch internationale Koopera-

tion unabdingbar. Gerade aus der Komplemen-

tarität der zivilen und militärischen Fähigkeiten 

entsteht eben jene dringend erforderliche Kapa-

zität, die das Potenzial hat, eine gleichermaßen 

asymmetrische und hybride Bedrohung wie den 

transnationalen Terrorismus, der gezielt in die 

verletzbare Scharnierstelle zwischen innerer und 

äußerer Sicherheit hineinoperiert, nachhaltig zu 

neutralisieren.

KEY–NOTES
•	 There has been an escalation of the terrorist threat to Europe.

•	 Austria has become a secondary terror target, with the threat scenario becoming more and 

more concrete.

•	 �7�K�H���I�D�F�W���W�K�D�W���9�L�H�Q�Q�D���L�V���W�K�H���R�I�À�F�L�D�O���V�H�D�W���R�I���L�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���R�U�J�D�Q�L�V�D�W�L�R�Q�V���D�Q�G���$�X�V�W�U�L�D���Z�L�O�O���K�R�O�G���W�K�H��

2017 OSCE presidency will further attract the attention of jihadists and gradually increase the 

potential threat. 

•	 Fighters that have returned from Syria and are ready to perpetrate attacks, as well as existing 

or developing networks and self-radicalising Islamists are especially dangerous.

•	 Attack scenarios will primarily follow the patterns of projected terrorism and spontaneous ter-

rorism, with attackers receiving external guidance. 

•	 Cooperative counter-terrorism is required in order to cope with a hybrid terrorist threat.

•	 The Austrian Armed Forces can make manifold and substantial contributions to succesful coop-

erative counter-terrorism.

KERNPUNKTE
•	 Die dschihadistische Bedrohungslage hat sich in Europa weiter zugespitzt.

•	 Österreich ist zu einem sekundären Terrorziel aufgewachsen, und die Gefährdungslage konkre-

tisiert sich weiter.

•	 Die Wahrnehmung Wiens als Sitz internationaler Organisationen sowie der OSZE-Vorsitz 2017 

werden die dschihadistische Aufmerksamkeit und das Bedrohungspotenzial graduell erhöhen.

•	 Gefahr geht vor allem von gewaltbereiten Kriegsheimkehrern aus Syrien, bestehenden oder 

sich manifestierenden Netzwerken sowie von sich selbst radikalisierenden Islamisten aus.

•	 Die Anschlagsszenarien werden primär den Schemata eines „projizierten Terrorismus“ und ei-

nes „Gelegenheitsterrorismus“ inklusive einer „Steuerung“ der Attentäter von außen folgen.

•	 Eine kooperative Terrorismusabwehr ist notwendig, um einer hybriden terroristischen Bedro-

hung gerecht werden zu können.

•	 Das Österreichische Bundesheer kann vielfältige und zugleich wesentliche Beiträge zu einer ge-

lingenden kooperativen Terrorismusabwehr leisten.
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ENTWICKLUNG DER  
MIGRATIONSLAGE 2017 UND 
DIE DARIN BEGRÜNDETEN 
SICHERHEITSPOLITISCHEN 
HERAUSFORDERUNGEN  
FÜR ÖSTERREICH
Bernhard Perchinig und Martin Hofmann

Die Migration aus Drittstaaten nach 
Österreich wird auch 2017 im Vergleich 

zum „Vorkrisenjahr“ 2014  weiter zunehmen. 
Aufgrund der im Vergleich zu 2015 deutlich 
geringeren Nutzung der Balkanroute kann 
die Zahl der neu eintreffenden Flüchtlin-
ge weiter zurückgehen. Allerdings trägt die 
wachsende Zahl von Dublin-Rückstellungen 
aus Deutschland dazu bei, dass es zu kei-
nem absoluten Rückgang der Flüchtlings-

zahlen im Vergleich zu 2016 kommen wird. 
Zudem ist auch mit einem Anstieg des Fami-
liennachzugs zu den anerkannten Flücht-
lingen zu rechnen. Bei einer Zuspitzung der 
militärischen Auseinandersetzungen mit 
dem IS im Irak und in Libyen kann es zu 
einer verstärkten Fluchtbewegung über die 
Mittelmeerroute kommen, die sich auch auf 
Österreich auswirken kann. 

© Jazzmany / Shutterstock.com
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Migrationsentwicklung allgemein

Drei zentrale Ein�ussfaktoren bestimmen die 

internationale Migration: 1. Demographie, 2. 

globale wirtschaftliche Entwicklungsunter-

schiede sowie 3. krisenhafte Ereignisse. Wäh-

rend 1. und 2. die Triebkräfte für kontinu-

ierliche Migrationsströme darstellen, waren 

sprunghafte Anstiege und temporäre Massenmi-

gration bisher immer auf gewaltsame Kon�ikte 

zurückzuführen. 

Internationale MigrantInnen machen nur einen 

kleinen Teil der Weltbevölkerung aus. Die Ver-

einten Nationen gehen für 2015 von insge-

samt 243 Millionen Internationalen Migran-

tInnen aus (ca. 3,2% der Weltbevölkerung). 

Ihr relativer Anteil stieg in den letzten Jah-

ren nur langsam (2000: 2,9%, 2015: 3,2%). 

Bei einer Fortschreibung des Anteils von 2015 

auf die für 2050 prognostizierte Weltbevölke-

rung steigt ihre Zahl auf 309 Millionen; bei 

einer Berücksichtigung der Anstiegsdynamik 

2000 bis 2015 auf 381 Millionen (ca. 3,9% der 

Weltbevölkerung).

�'�H�P�R�J�U�D�À�V�F�K�H���X�Q�G���Z�L�U�W�V�F�K�D�I�W�O�L�F�K�H��
Entwicklung 

Die Weltbevölkerung wird nach Angaben der 

UNO zwischen 2016 und 2050 um rund 31% 

steigen (von 7,4 Milliarden auf 9,7 Milliarden). 

Nach 2050 wird sich die Größe der Weltbevöl-

kerung – bei deutlichen regionalen Unterschie-

den – stabilisieren. In Europa wird die Bevölke-

rung in allen süd-, ost- und südosteuropäischen 

Staaten, in Deutschland, Russland und den 

baltischen Staaten um zwischen 1% und 27% 

schrumpfen. Lediglich die skandinavischen 

Staaten, Frankreich, Großbritannien und Irland, 

die Beneluxstaaten, die Schweiz und Österreich 

werden eine Zunahme ihrer Bevölkerung(en) 

erleben. Die anderen führenden Industriestaaten 

werden – mit Ausnahme Japans – zwar Bevöl-

kerungszuwächse erleben, gleichzeitig aber auch 

altern. 

In den Hauptursprungsregionen internationa-

ler Migration (Naher und Mittlerer Osten, Zen-

tralasien, Afrika) leben heute rund 2 Milliar-

den Menschen, 2050 werden es 3,6 Milliarden 

sein. Ähnlich die Entwicklung in anderen wich-

tigen Herkunftsstaaten von Flucht und irregu-

lärer Migration: In Afghanistan wird die Bevöl-

kerung bis 2050 um 68% von 33 Millionen auf 

56 Millionen steigen, im Irak um 123% von 38 

Millionen auf 84 Millionen und in Syrien um 

88% von 19 auf 35 Millionen. 

Die globale Ungleichheit des wirtschaftli-

chen Entwicklungsstandes nahm seit den 

1980ern zwar ab, doch mit deutlichen regiona-

len Unterschieden: In China, Indien und Süd-

korea führte stabiles Wachstum zum Entstehen 

einer breiten Mittelschicht. Auch in Lateiname-

rika wuchs in vielen Ländern die Mittelschicht 

und konnte ihre Lebensbedingungen verbes-

sern, während die unteren Mittelschichten in 

Europa und den USA kaum Einkommenszu-

wächse generieren konnten. Die Entwicklung 

in Afrika verlief regional unterschiedlich mit 

einem Wachstumsschwerpunkt auf Ost-, West- 

und Zentralafrika. Vor allem das subsaharische 

Afrika ist durch ein Nebeneinander von wirt-

schaftlicher Instabilität, hohem Bevölkerungs-

wachstum und Armut charakterisiert und wird 

daher auch in Zukunft unter einem hohen Mig-

rationsdruck stehen. 
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Auch in den Hauptursprungsregionen inter-

nationaler Migration werden die jungen Men-

schen den Anspruch auf individuelle, ökonomi-

sche und soziale Verwirklichung stellen, aber oft 

keine ausreichenden Chancen vor Ort vor�n-

den. Die Zentren der OECD-Staaten sowie der 

Golfregion, in denen heute 65% aller MigrantIn-

nen leben, werden daher vermehrt zum Migra-

tionsziel werden, aber nicht allen MigrantInnen 

Perspektiven bieten können.

Innerstaatliche und internationale 
�.�R�Q�Á�L�N�W�H��

Die Zahl innerstaatlicher oder internationaler 

gewaltsam ausgetragener Kon�ikte stieg in der 

jüngeren Vergangenheit deutlich an. Das Heidel-

berger Institut für Kon�iktforschung zählte für 

das Jahr 2015 insgesamt 223 gewaltsame Kon-

�ikte auf der internationalen Ebene, 43 davon 

waren „hoch gewaltsame“ Kon�ikte. Für wenige 

dieser Kon�ikte besteht die Aussicht auf baldige 

friedliche Beilegung. Für Juni 2016 schätzte das 

UNHCR die Zahl der weltweiten ge�ohenen 

und vertriebenen Personen auf mehr als 65 Mil-

lionen, was einer Verdreifachung innerhalb von 

vierzehn Jahren gleichkommt.

Unter den 20 Staaten mit der höchsten Fragilität 

�nden sich auch jene mit den höchsten Flücht-

lingszahlen in Europa (z.B. Afghanistan, Irak, 

Nigeria, Syrien, Sudan). Vor dem Hintergrund 

der Zunahme der jungen Bevölkerung, den nega-

tiven E�ekten des Klimawandels und der nicht 

gelösten globalen Verteilungsgerechtigkeit kann 

die Zahl gewaltsamer innerstaatlicher und inter-

nationaler Kon�ikte in der europäischen Nach-

barschaft in den nächsten Jahren signi�kant 

zunehmen.

Konsequenzen für Österreich

Als hoch leistungsfähiges europäisches Kernland 

wird Österreich weiter ein attraktives Zielland 

bleiben. Kurz- und mittelfristig wird Fluchtmig-

ration, Familiennachzug bzw. Familiengründung 

und Migration zu Ausbildungszwecken weiter die 

Zuwanderung von außerhalb der EU bestimmen. 

Auch wenn die meisten Studien belegen, dass 

Migration gesamt gesehen nur wenig Ein�uss auf 

die Einkommenshöhen in einer Volkswirtschaft 

hat, weisen sie doch auch darauf hin, dass es vor 

allem im Niedriglohnsektor Auswirkungen auf 

das Lohnniveau geben kann. Dieser Sektor weist 

in Österreich einen hohen Anteil alteingesesse-

ner MigrantInnen aus Drittstaaten und den neuen 

EU-Mitgliedsstaaten aus, die sich bei einer weite-

ren Zunahme niedrigquali�zierter MigrantInnen 

verstärkter Konkurrenz ausgesetzt sehen könnten.

Die Kon�iktregionen im MENA-Raum und in 

Südostasien werden weiter die Fluchtmigration 

bestimmen. Der Kon�ikt in Syrien kann wahr-

scheinlich aufgrund der Schließung der Grenzen 

zur Türkei keine massiven neuen Fluchtbewegun-

gen auslösen. Das Flüchtlingsabkommen mit der 

Türkei wird aufrecht, Fluchtbewegungen über die 

Balkanroute werden eingedämmt bleiben. Neue 

Fluchtbewegungen aus dem Irak und Libyen über 

die Mittelmeerroute können durch eine Intensi-

vierung der militärischen Auseinandersetzungen 

ausgelöst werden. In diesem Fall könnte sich ein 

signi�kanter Anteil von (ehemaligen) IS-Unter-

stützerInnen unter den Flüchtenden be�nden.

Österreich wird die Integrationsanstrengungen 

für die Flüchtlinge verstärken, für eine integrati-

onsfördernde Verteilung im Bundesgebiet sorgen 

und eine stabile Arbeitsmarktintegration fördern 
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müssen. Die zentrale Herausforderung dabei ist 

die Ausbildung der zumeist jungen Flüchtlinge 

für den österreichischen Arbeitsmarkt und die 

Verhinderung einer Konzentration im niedrig 

quali�zierten Bereich. Den damit verbundenen 

Kosten steht ein deutliches Wachstumspotential 

am Arbeits- und Konsumgütermarkt gegenüber.

Im Fall des Anwachsens der Flüchtlings-

ströme aus dem Irak und Libyen sind vermehrte 

Anstrengungen zur Identi�kation potenzieller 

IS-UnterstützerInnen und zur Bekämpfung der 

Radikalisierung vonnöten.

KEY–NOTES
   Medium-term trends:

•	 A rise of the absolute number of internation-

al migrants to around 310 - 380 million peo-

ple (approx. 3.2% - 3.9% of the world popu-

lation) can be expected by 2050.

•	 In the main source regions of internation-

al migration (Near and Middle East, Central 

Asia, Africa), the population will grow from 

approximately 2 billion today to about 3.6 

billion people by 2050. 

•	 The centres of the OECD countries as well 

as of the Gulf region will increasingly be-

come a migration destination.

   Short-term trends:

•	 Compared to the pre-crisis year 2014, mi-

gration to Austria will also continue to grow 

in 2017, but will not reach the peak values 

of 2015. 

•	 In case of a worsening of the military con-

�Á�L�F�W�V���L�Q���W�K�H���,�U�D�T���D�Q�G���/�L�E�\�D�����W�K�H���Q�X�P�E�H�U���R�I��

refugees reaching Europe along the Med-

iterranean route will increase, which will 

also affect Austria.

•	 Austria will remain an attractive target 

country for immigrants from within the EU. 

•	 �7�K�H���F�R�Q�Á�L�F�W���U�H�J�L�R�Q�V���L�Q���W�K�H���0�(�1�$���U�H�J�L�R�Q���D�Q�G��

South-East Asia will continue to determine 

�P�L�J�U�D�W�L�R�Q���Á�R�Z�V�����U�H�I�X�J�H�H���P�R�Y�H�P�H�Q�W�V���D�F�U�R�V�V��

�W�K�H���%�D�O�N�D�Q�V���Z�L�O�O���U�H�P�D�L�Q���F�R�Q�À�Q�H�G��

KERNPUNKTE
   Mittelfristige Tendenzen:

•	 Bis 2050 ist mit einem Anstieg der abso-

luten Zahl der internationalen MigrantIn-

nen auf ca. 310 bis 380 Millionen Menschen 

(ca. 3,2% - 3,9% der Weltbevölkerung) zu 

rechnen. 

•	 In den Hauptherkunftsregionen der internati-

onalen Migration (Naher und Mittlerer Osten, 

Zentralasien, Afrika) wird die Bevölkerung bis 

2050 von heute rund 2 Milliarden bis 2050 

auf etwa 3,6 Milliarden Menschen wachsen. 

•	 Die Zentren der OECD-Staaten sowie 

der Golfregion werden vermehrt zum 

Migrationsziel.

   Kurzfristige Tendenzen:

•	 Die Migration nach Österreich wird auch 

2017 – im Vergleich zum Vorkrisenjahr 

2014  – weiter zunehmen, allerdings nicht 

die Höchstwerte von 2015 erreichen. 

•	 Bei einer Zuspitzung der militärischen Kon-

�Á�L�N�W�H���L�P���,�U�D�N���X�Q�G���L�Q���/�L�E�\�H�Q���N�D�Q�Q���H�V���]�X���H�L�Q�H�U��

verstärkten Fluchtbewegung über die Mit-

telmeerroute kommen, von der auch Öster-

reich betroffen sein wird. 

•	 Österreich wird weiter ein attraktives Ziel-

land für die EU-Binnenmigration bleiben.

•	 �'�L�H���.�R�Q�Á�L�N�W�U�H�J�L�R�Q�H�Q���L�P���0�(�1�$���5�D�X�P���X�Q�G���6�•�G-

ostasien werden weiter die Fluchtmigration be-

stimmen, Fluchtbewegungen über die Balkan-

route werden aber eingedämmt bleiben.
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BEDROHUNGSLAGE 2017 
UND MILITÄRSTRATEGI-
SCHE ABLEITUNGEN FÜR 
ÖSTERREICH
Philipp Eder

Auch im Jahr 2017 wird die maßgebliche 
Mitwirkung an der umfassenden Sicher-

heit und Resilienz Österreichs im Zentrum 
der Aufgabenerfüllung des Österreichischen 
Bundesheeres stehen. Zu stärken sind, spe-
ziell gegen subkonventionelle Kampfwei-
sen, die eigenen Fähigkeiten zur Abhaltung, 
zur Früherkennung, zur raschen Verfügbar-
keit von kampffähigen Kräften sowie die 
Aufwuchs- und Durchhaltefähigkeiten. Ein-
sätze österreichischer Soldaten im In- und 
Ausland, in der Luft, am Boden sowie im 

Cyber-Raum sind zentrale Beiträge der stra-
tegischen Antworten unseres Landes auf 
aktuelle und künftige Bedrohungen.

Umfassende Risiken und Bedrohun-
gen für Europa und Österreich

Aus derzeitiger Sicht sind konventionelle mili-

tärische Angri�e gegen Österreich unwahr-

scheinlich geworden. Für einen nicht abseh-

baren Zeitraum ist jedoch auf Grund von 

Kriegen, Destabilisierung und mangeln-
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den Perspektiven für große Bevölkerungsteile 

im europäischen Umfeld von einer erhöhten 

Sicherheitsgefährdung für Österreich auszu-

gehen. Unser Land steht speziell aufgrund des 

internationalen Terrorismus sowie der Massen-

migration und der damit verbundenen Gefähr-

dung des sozialen Friedens und gesellschaft-

lichen Zusammenhalts auch 2017 vor großen 

Herausforderungen. 

Folgende umfassende Risiken und Bedrohun-

gen betre�en Europa und Österreich:

•	 Internationaler Terrorismus,

•	 Grenzüberschreitende illegale Migration, 

Organisierte Kriminalität, Drogen- und 

Menschenhandel, Wirtschaftskriminalität, 

Korruption,

•	 Nicht gelingende Integration,

•	 Innerstaatliche und regionale Kon�ikte 

oder Umwälzungen, die Europa betre�en 

oder globalen Auswirkungen haben,

•	 Verbreitung von 

Massenvernichtungswa�en,

•	 Scheitern von Staaten,

•	 Katastrophen,

•	 Angri�e im Cyberraum,

•	 Bedrohung strategischer Infrastruktur,

•	 Knappheit von Ressourcen, Klimawandel, 

Umweltschäden und Pandemien sowie

•	 Piraterie und die Bedrohung der 

Verkehrswege.

Internationale Kooperationen und 
Umfassende Sicherheitsvorsorge

Zur Stärkung der Resilienz und der Verteidi-

gungsfähigkeit sind internationale Koopera-

tion und die „Umfassende Sicherheitsvorsorge“ 

(USV) die österreichische Antwort. Letztere 

bedeutet, dass äußere und innere sowie zivile 

und militärische Sicherheitsaspekte aufs Engste 

verknüpft sind. Die USV schließt auch Instru-

mente der Wirtschafts-, Sozial-, Integrations-, 

Entwicklungs-, Umwelt-, Landwirtschafts-, 

Finanz-, Verkehrs- und Infrastruktur-, Bil-

dungs-, Informations- und Kommunikations- 

sowie der Gesundheitspolitik und, wo zweck-

mäßig, den privaten Sektor (z.B. beim Schutz 

kritischer Infrastruktur) ein. 

�Å�+�\�E�U�L�G�H�´���.�R�Q�Á�L�N�W�H

Auch der Charakteristik des sogenannten „hyb-

riden“ Kon�ikts als eine für Europa und damit 

auch Österreich mögliche künftige Form der 

Kon�iktaustragung wird durch das Wesen und 

die Umsetzung der „USV“ Rechnung getra-

gen. Charakteristisch ist, dass zumindest zwei 

unterschiedliche „Machtinstrumente“ in der 

Kon�iktaustragung zum Einsatz gelangen, was 

die Hybridität ausmacht und die bisher zweck-

mäßige klare Trennung von äußerer und inne-

rer Sicherheit in Frage stellen kann.

Die zur Verfügung stehenden Machtinstru-

mente können etwa sein:

•	 Außenpolitik, 

•	 Wirtschafts- und Finanzpolitik, 

•	 Innenpolitik, 

•	 Verteidigungspolitik sowie der 

•	 Faktor Information durch Nutzung des 

Cyber- und Informationsraumes.

Hybride Kon�ikte können im Graubereich 

zwischen Frieden und Krieg – ohne jede Vor-

warnzeit, fokussiert auf Schwachstellen – auf-
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treten und sind völkerrechtlich und damit auch 

durch nationale rechtliche Grundlagen schwer 

fassbar. Krisen oder Katastrophen können 

dabei zusätzlich ausgenützt werden. 

Militärstrategische Ableitungen

Der Aufbau und die Anwendung von Fähig-

keiten, bereits im Normdienst abhaltend zu 

wirken, Bedrohungen und Gefahren zu anti-

zipieren und so früh als möglich erkennen zu 

können, und von Aufwuchsfähigkeiten für 

den Bedarfsfall sind grundlegende Bestand-

teile und Vorbedingungen der militärischen 

Landesverteidigung. 

Aufgrund der geringen Vorwarnzeit subkon-

ventioneller Bedrohungen kommt der Früher-

kennung durch nachrichtendienstliche Auf-

klärung und Abwehr, einem permanenten 

umfassenden Lagebild sowie der permanenten 

Fähigkeit zur Abwehr von Cyber-Angri�en ent-

scheidende Bedeutung zu.

Militärische Landesverteidigung zur Abwehr 

der beurteilten Bedrohungen bedeutet daher 

Verteidigung sowohl gegen subkonventionell 

als auch konventionell geführte Angri�e, mit 

unterschiedlichen Fähigkeiten im gesamten 

militärischen Aufgabenspektrum.

Subkonventionelle Kampfweisen, wie 

Anschläge aus der Luft, am Boden oder im 

Cyber-Raum auf kritische Infrastrukturen oder 

verfassungsmäßige Einrichtungen stehen im 

Fokus der Einsatzvorbereitung des ÖBH für 

In- und Auslandseinsätze. Dies inkludiert den 

Einsatz von Massenvernichtungswa�en, Selbst-

mordattentate auf die Bevölkerung, auf Sym-

bole der demokratischen, freien und o�enen 

Gesellschaft sowie auf ö�entliche Räume wie 

Flugplätze und Verkehrsknoten, aber auch die 

Beein�ussung durch Propaganda.

Auch der Wille und die Fähigkeit zur Abwehr 

der konventionellen Kampfweise müssen glaub-

haft vorhanden sein, um einen entsprechenden 

Abhaltee�ekt gegenüber einem potenziellen 

asymmetrisch agierenden Aggressor zu erzielen. 

Der Kampf um und mit Information, mit dem 

Zweck, eigene Informationen, Informations-

systeme und Entscheidungsträger zu schützen 

sowie auf festgelegte Gruppierungen einzuwir-

ken, um dadurch das Erreichen entsprechender 

Ziele zu unterstützen, ist integraler Bestandteil 

der militärischen Landesverteidigung. 

Die dargestellten Herausforderungen werden 

durch erhöhte Einsatzerfordernisse charakteri-

siert, welche die rasche Verfügbarkeit präsen-

ter Kräfte für selbständige Kampfeinsätze im 

In- und Ausland und unterschiedliche Assis-

tenzen sowie Miliz für lange Durchhaltedauer 

bedingen.
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KEY–NOTES
•	 The development of our security environ-

ment is characterised by high uncertainty. 

Key indicators point to continued instabil-

ity in Europe’s strategic environment, with 

far-reaching consequences also for Aus-

tria’s security.

•	 Austria is going to enhance internation-

al cooperation, as well as implement the 

Comprehensive Security Provision in or-

der to increase its resilience and defence 

capabilities.

•	 There will be an invariably high demand for 

military capabilities in the context of the 

domestic Comprehensive Security Provi-

sion, especially against sub-conventional 

risks, as well as for adequate contributions 

to international crisis management.

•	 For the defence against assessed threats, 

military defence requires capabilities 

across its entire spectrum of tasks and 

must possess those already in routine duty.

KERNPUNKTE
•	 Die sicherheitspolitische Umfeldentwick-

lung ist von hoher Unsicherheit geprägt. 

Wesentliche Indikatoren weisen in Rich-

tung einer anhaltenden Instabilität im stra-

tegischen Umfeld Europas mit weitreichen-

den Folgen auch für Österreichs Sicherheit.

•	 Zur Stärkung der Resilienz und der Verteidi-

gungsfähigkeit des Staates sieht Österreich 

verstärkte internationale Kooperationen 

und die Umfassende Sicherheitsvorsorge 

vor.

•	 Der Bedarf an militärischen Fähigkeiten 

im Rahmen der umfassenden Sicherheits-

vorsorge im Inland, vor allem gegenüber 

subkonventionellen Risiken, sowie für an-

gemessene Beitragsleistungen zum inter-

nationalen Krisenmanagement bleibt an-

haltend hoch.	

•	 Militärische Landesverteidigung benötigt 

zur Abwehr beurteilter Bedrohungen Fähig-

keiten im gesamten Aufgabenspektrum, 

die bereits im Normdienst vorhanden sein 

müssen. 
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CYBER-VERTEIDIGUNG IN 
ÖSTERREICH 2017
Nicht neu, aber immer wichtiger!

Rudolf Striedinger

Cyber-Sicherheit geht uns alle an, jeden, 
der ein Handy oder einen PC bedient. 

Cyber-Sicherheit ist aber auch für all jene 
von hoher Bedeutung, die Netzwerke betrei-
ben und deren Funktionalität von einer stö-
rungsfreien Nutzung des Cyber-Raumes 
entscheidend abhängt. Kritische Infrastruk-
turen, von den staatlichen Stellen bis hin 
zu Netzbetreibern und Energieversorgern, 
haben in diesem Zusammenhang eine her-
vorgehobene Verantwortung. Dem gegen-
über soll Cyber-Verteidigung sicherstellen, 
dass die Souveränität der Republik durch 

einen funktionsfähigen Cyber-Raum gewahrt 
bleibt; defensive und offensive Maßnahmen 
spielen hier eine ineinandergreifende ent-
scheidende Rolle.

Die Ausgangslage

Die Bedrohung im Cyber-Raum ist allgegenwär-

tig. Zu einem überwiegenden Teil entsteht sie 

durch Cyber-Kriminalität mit dem Ziel, Geld zu 

machen. Darüber hinaus erleben wir aber auch 

Cyber-Attacken, die politische Ziele verfolgen, 

durch Hackergruppen mit beispielsweise nati-
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onalistischem Hintergrund, durch terroristi-

sche Gruppierungen zur Begleitung ihrer terro-

ristischen Aktivitäten in der realen Welt, durch 

staatliche Einrichtungen in der Verfolgung oder 

Begleitung staatlicher Zielsetzungen. Steht die 

Souveränität der Republik aufgrund von schwer-

wiegenden Einbrüchen in der Grundversorgung 

und Grundfunktionalität der Gesellschaft auf 

dem Spiel, so wird das Handeln im Bereich der 

Cyber-Sicherheit (Federführung: Bundesminis-

terium für Inneres – BM.I) durch Maßnahmen 

der Cyber-Verteidigung (Federführung: Bundes-

ministerium für Landesverteidigung und Sport – 

BMLVS) ergänzt.

Social Engineering zielt darauf ab, zum eige-

nen (ungerechtfertigten) Nutzen das Verhal-

ten eines Mitmenschen zu beein�ussen. Dieser 

soll dadurch unbewusst Maßnahmen, wel-

che zumeist einen Nachteil für ihn oder seine 

Organisation bringen, setzten bzw. unterlassen. 

Dies kann auch die Sicherheit, insbesondere die 

Cyber-Sicherheit maßgeblich beeinträchtigen.

Der gesamtstaatliche Ansatz

Auf gesamtstaatlicher Ebene wird im Jahr 2017 

an der Scha�ung eines Cyber-Sicherheitsgeset-

zes gearbeitet, wobei hier unter der Federführung 

des Bundeskanzleramts vor allem das BM.I und 

das BMLVS zusammenarbeiten. Nachdem dieses 

Gesetz aber weit in die Gesellschaft und in die 

Wirtschaft hineinwirken wird, werden die priva-

ten Stakeholder von Anfang an in die legislativen 

Bearbeitungen eingebunden. Für das BMLVS 

wird es dabei darauf ankommen, ob die Befug-

nis für o�ensive Cyber-Maßnahmen zur Unter-

stützung von nicht-militärischen Bedarfsträgern 

parallel zur Entwicklung des Cyber-Sicherheits-

gesetzes durch weitere legislative Maßnahmen 

verankert wird und welche Regulative dafür ent-

wickelt werden.

Cyber-Verteidigung defensiv

Im Bereich der Cyber-Verteidigung wird 2017 ein 

zukunftsorientierter Umsetzungsschritt gesetzt, 

indem mehrere Elemente der Führungsunterstüt-

zung des Österreichischen Bundesheeres in einem 

neu aufzustellenden Kommando Führungsun-

terstützung und Cyber-Defence zusammenge-

fasst werden. Damit wird sichergestellt, dass im 

Wesentlichen der gesamte Bereich der Informa-

tions- und Kommunikationstechnologie des Bun-

desheeres in eine Hand gegeben wird. Dies betri�t 

die operativen Elemente der Kommunikation 

und der elektronischen Kamp�ührung genauso 

wie den Betrieb der IKT-Netze einschließlich der 

damit verbundenen Cyber-Sicherheits- und Cyber-

Verteidigungs-Maßnahmen. Damit wird der per-

manente Betrieb der internen Kommunikation 

und der Netzwerke gewährleistet.

Cyber-Verteidigung offensiv

Ergänzt werden die defensiven Maßnahmen des 

Bundesheeres durch o�ensive Komponenten, 

deren wirkungsvollste Funktionalität nur in einem 

Nachrichtendienst entwickelt werden kann. Auf-

klärung, also die Fähigkeit zu erkennen, warum, 

womit, von wo, mit welchem Hintergrund und 

welcher Zielsetzung ein Cyber-Angri� erfolgt, 

steht dabei im Vordergrund nachrichtendienstli-

cher Maßnahmen und Zusammenarbeit auf den 

verschiedensten Ebenen. Erst wenn diese Fra-

gen zweifelsfrei geklärt sind, kommt der Einsatz 

o�ensiver militärischer Mittel im Cyber-Raum in 

Betracht. Mit der Einrichtung des Cyber-Verteidi-
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gungszentrums im Abwehramt sind die organisa-

torisch richtigen Voraussetzungen für diesen Teil 

der Kamp�ührung gescha�en.

Die Entwicklung im Jahr 2017

Es geht im Jahr 2017 vorrangig darum, die Vor-

aussetzungen für den personellen Aufwuchs 

der jeweiligen neu gebildeten Organisationsele-

mente zu scha�en. Darüber hinaus ist auch ein 

entsprechender materieller und auf diesem Sek-

tor durchaus kostenintensiver Bereich bereitzu-

stellen. Von einer vollen Einsatzbereitschaft im 

gesamten Spektrum der Cyber-Verteidigung wird 

man im Jahr 2017 noch nicht sprechen können. 

In den nächsten vier Jahren wird ein personel-

ler Aufwuchs der Cyber-Kapazitäten des Bun-

desheeres um insgesamt 350 Personen in Angri� 

genommen, für Ausrüstung steht ein Investiti-

onsbedarf von 46 Mio. Euro an. Auch im Inf-

rastrukturbereich sollen Mittel in der Höhe von 

13,5 Mio. Euro investiert werden. Damit wird – 

in Verbindung mit einer intensivierten interna-

tionalen Kooperation auf dem Sektor der Cyber-

Verteidigung – ein Schwerpunkt auf einem zwar 

nicht neuen, aber immer wichtigeren Gebiet 

gesetzt.

KEY–NOTES
•	 Cyber security is a concern for all areas of 

society.

•	 Social engineering as the abuse of the so-

cial (in)competence of fellow human be-

ings  is a threat to security, including cyber 

security. 

•	 Cyber defense serves to maintain the sov-

ereignty of the state. 

•	 Cyber defense consists of the defensive 

component of the command “command 

support & cyber defense” and the offensive 

component of the cyber defense center of 

the domestic military intelligence agency 

Abwehramt. 

KERNPUNKTE
•	 Cyber-Sicherheit geht alle Bereiche der Ge-

sellschaft etwas an.

•	 Social Engineering als Missbrauch der sozi-

alen (In-)Kompetenz der Mitmenschen stellt 

eine Bedrohung der Sicherheit, auch der 

Cyber-Sicherheit dar.

•	 Cyber-Verteidigung dient der Aufrechterhal-

tung der Souveränität des Staates.

•	 Cyber-Verteidigung besteht aus der defen-

siven Komponente des Kommandos Füh-

rungsunterstützung und Cyber-Defence und 

der offensiven Komponente des Cyber-Ver-

teidigungszentrums des Abwehramtes.
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